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A. Zielsetzung 

Der Entwurf verfolgt das Ziel, das Berufsbild des Beamten des 
mittleren Justizdienstes für die Aufgaben des Urkundsbeamten 
der Geschäftsstelle bundesgesetzlich zu umschreiben, die Dauer 
des Vorbereitungsdienstes bundeseinheitlich zu regeln und 
Doppelzuständigkeiten zwischen Justizbeamten des mittleren 
und des gehobenen Dienstes abzubauen. 


B. Lösung 

Der neugestaltete § 153 des Gerichtsverfassungsgesetzes legt 
als Grundsatz fest, daß mit den Aufgaben eines Urkunds- 
beamten der Geschäftsstelle betraut werden kann, wer die Prü- 
fung für den mittleren Justizdienst bestanden hat. Außerdem 
bestimmt er bundeseinheitlich die Dauer des Vorbereitungs- 
dienstes und des in ihm enthaltenen fachtheoretischen Lehr- 
gangs. 

Durch eine Änderung des Rechtspflegergesetzes sollen einige 
besonders schwierige Geschäfte des Urkundsbeamten der Ge- 
schäftsstelle dem Rechtspfleger übertragen werden. 


C. Alternativen 
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D. Kosten 

Durch das Gesetz werden Bund und Gemeinden nicht mit Kosten 
belastet. 

Den Ländern, in denen die Dauer des Vorbereitungsdienstes 
auf die im Entwurf vorgesehene Dauer angehoben werden muß, 
entstehen hierdurch Mehrkosten von etwa 1 300 000 DM je Jahr. 

Durch die Verlängerung des Fachlehrgangs entstehen den Län- 
dern Mehrkosten von etwa 340 000 DM je Jahr. Dem stehen 
— jedenfalls nach einer Übergangszeit — Einsparungen von 
rund 475 000 DM je Jahr gegenüber. 
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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

14 (13) — 440 00 — Ur 10/78 Bonn, den 28. Juli 1978 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen Entwurf 
eines Gesetzes zur Neuregelung des Rechts des Urkundsbeamten der Geschäfts- 
stelle mit Begründung (Anlage 1) und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 
Federführend ist der Bundesminister der Justiz. 

Der Bundesrat hat in seiner 460. Sitzung am 23. Juni 1978 gemäß Artikel 76 
Abs, 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Gesetzentwurf wie aus Anlage 2 
ersichtlich Stellung zu nehmen. 

Die Auffostsung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates ist 
in der Gegenäußerung (Anlage 3) dargelegt. 


Schmidt 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes zur Neuregelung des Rechts 
des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Änderung des Gerichtsverfassungsgesetzes 

Das Gerichtsverfassungsgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 9. Mai 1975 (BGBL I S. 1077), 
zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 

3. Dezember 1976 (BGBl. I S. 3281), wird wie folgt 
geändert: 


§ 153 erhält folgende Fassung: 

.§ 153 

(1) Bei jedem Gericht und jeder Staatsanwalt- 
schaft wird eine Geschäftsstelle eingerichtet, die 
mit der erforderlichen Zahl von Urkundsbeamten 
besetzt wird. 

(2) Mit den Aufgaben eines Urkundsbeamten der 
Geschäftsstelle kann betraut werden, wer einen 
Vorbereitungsdienst von zwei Jahren abgeleistet 
und die Prüfung für den mittleren Justizdienst be- 
standen hat. Sechs Monate des Vorbereitungsdien- 
stes sollen auf einen Fachlehrgang entfallen. 

(3) Mit den Aufgaben eines Urkundsbeamten 
der Geschäftsstelle kann auch betraut werden 

1 . wer idie Rechtspflegeprüfung bestanden hat, 

2. wer als anderer Bewerber (§ 4 Abs. 3 des Rah- 
mengesetzes zur Vereinheitlichung des Beamten- 
rechts) nach den landesrechtlichen Vorschriften 
in die Laufbahn des mittleren Justizdienstes 
übernommen worden ist. 

(4) Die näheren Vorschriften zur Ausführung der 
Absätze 1 bis 3 erlassen der Bund und die Länder 
für ihren Bereich. Sie können auch bestimmen, ob 
und inwieweit Zeiten einer dem Ausbildungsziel 
förderlichen sonstigen Ausbildung oder Tätigkeit 
auf den Vorbereitungsdienst angerechnet werden 
können. 

(5) Der Bund und die Länder können ferner be- 
stimmen, daß mit Aufgaben eines Urkundsbeamten 
der Geschäftsstelle auch betraut werden kann, wer 
auf dem Sachgebiet, das ihm übertragen werden 
soll, einen Wissens- und Leistungsstand aufweist, 
der dem durch die Ausbildung nach Absatz 2 ver- 
mittelten Stand gleichwertig ist." 


Artikel 2 

Änderung des Rechtspflegergesetzes 

Das Rechtspflegergesetz vom 5. November 1969 
(BGBl. 1 S. 2065), zuletzt geändert durch Artikel 7 
Nr. 3 des Gesetzes vom 3. Dezember 1976 (BGBl. I 
S. 3281), wird wie folgt geändert: 

1. § 24 Abs. 2 wird wie folgt neu gefaßt: 

„(2) Ferner soll der Rechtspfleger aufnehmen: 

1. sonstige Rechtsbehelfe, soweit sie gleichzei- 
tig begründet werden; 

2. Klagen und Klage erwiderungen; 

3. andere Anträge rmd Erklärungen, die zur 
Niederschrift der Geschäftsstelle abgegeben 
werden können, soweit sie nach Schwierig- 
keit und Bedeutung den unter 1. und 2. ge- 
nannten Geschäften vergleichbar sind." 

2. ln § 26 wird die Bezeichnung „§ 21 Nr. 1 und 2", 
durch die Bezeichnung „§ 21 Abs. 1 Nr. 1 und 2" 
ersetzt. 

3. ln der Überschrift zum Fünften Abschnitt werden 
nach den Worten „internationaler Rechtsver- 
kehr," die Worte „der Festsetzung von Vergütun- 
gen für Rechtsanwälte," eingefügt. 

4. § 29 erhält folgende Fassung: 

„§29 

Geschäfte im internationalen Rechtsverkehr 

Die der Geschäftsstelle des Amtsgerichts ge- 
setzlich zugewiesene Ausführung ausländischer 
Zustellungsanträge und die Entgegennahme eines 
Gesuches, mit dem ein Anspruch auf Gewährung 
von Unterhalt nach dem Übereinkommen vom 
20. Juni 1956 über die Geltendmachung von Un- 
terhaltsansprüchen im Ausland in Verbindung 
mit dem Gesetz vom 26. Februar 1959 (BGBl. II 

S. 149) geltend gemacht werden soll, werden dem 
Rechtspfleger übertragen." 

5. Nach § 29 wird folgender § 29 a eingefügt: 

„§29a 

Festsetzung von Vergütungen 

Die dem Urkundsbeamten der Geschäftsstelle 
gesetzlich zugewiesene Festsetzung der Vergü- 
tung 
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1. des Rechtsanwalts nach § 98 Abs. 1, §§ 102, 
107 Abs. 2, § 112 Abs, 4 und § 128 Abs. 1 der 
Bundesgebührenordnung für Rechtsanwälte 
vom 26. Juli 1957 (BGBl. I S. 907) ^ 

2. des Patentanwalts nach § 2 des Gesetzes 
über die Beiordnung von Patentanwälten in 
Armensachen vom 7. September 1966 (BGBl. I 
S. 557, 585); 

3. des im Armenrecht Beigeordneten Vertreters 
in Patent- und Gebrauchsmustersachen nach 
§§ 7 bis 9 des Gesetzes über die Erstattung 
von Gebühren für im Armenrecht Beigeord- 
nete Vertreter in Patent- und Gebrauchs- 
mustersachen vom 18. Juli 1953 (BGBl. I 
S. 654) 

wird dem Rechtspfleger übertragen." 

Artikel 3 

Änderung des Arbeitsgerichtsgesetzes 

Das Arbeitsgerichtsgesetz in der im Bundesge- 
setzblatt Teil III, Gliederungsnummer 320-1, ver- 
öffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt geändert 
durch Artikel 3 des Gesetzes vom 3. Dezember 1976 
(BGBl. I S. 3281), wird wie folgt geändert: 

§ 7 Abs. 1 wird durch folgenden Satz 3 ergänzt: 

„Das Gesetz zur Neuregelung des Rechts des Ur- 
kundsbeamten der Geschäftsstelle vom 

(BGBl. IS ) findet entsprechende Anwendung." 


Artikel 4 

Übergangsvorschrift 

Justizbeamte, welche die Voraussetzungen des 
§ 153 Abs. 2 des Gerichtsverfassungsgesetzes in der 
Fassung dieses Gesetzes nicht erfüllen, können mit 
den Aufgaben eines Urkundsbeamten der Geschäfts- 
stelle betraut werden, wenn sie auf Grund der bis- 
her geltenden Vorschriften 

1. vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes die Prü- 
fung für den mittleren Justizdienst bestanden 
haben oder nicht nur zeitweilig als Urkunds- 
beamte der Geschäftsstelle tätig gewesen sind 
oder 

2. binnen drei Jahren nach dem Inkrafttreten dieses 
Gesetzes die Prüfung für den mittleren Justiz- 
dienst bestehen. 

Artikel 5 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes auch im Land 
Berlin. 

Artikel 6 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1. September 1980 in Kraft. 
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Begründung 


A. Allgemeines 

I. Historische Entwicklung des Rechts des Urkunds- 
beamten der Geschäftsstelle *) 

1. Das Gerichtsverfassungsgesetz vom 27. Januar 
1877 (RGBl. S. 41) bestimmte in seinem damali- 
gen § 154: 

„Bei jedem Gericht wird eine Gerichtsschreiberei 
eingerichtet. Die Geschäftseinrichtung bei dem 
Reichsgericht wird durch den Reichskanzler, bei 
den Landgerichten durch die Landesjustizverwal- 
tung bestimmt." 

In der Begründung des Regierungsentwurfs zu 
dieser Vorschrift (abgedruckt bei Hahn, Mate- 
rialien zum GVG, Band 1 S. 154 bis 156) wurde 
ein Überblick über den damals noch sehr unter- 
schiedlichen Bürobetrieb der Gerichte in den ein- 
zelnen Bundesstaaten gegeben und u. a. ausge- 
führt: 

„Der Geschäftskreis der Gerichtsschreiber, so- 
weit derselbe für das Prozeßverfahren von we- 
sentlicher Bedeutung ist, wird durch die Prozeß- 
ordnungen geregelt. . . . Durch diese Bestim- 
mungen, welche den Gerichtsschreiberneinesehr 
umfassende Tätigkeit zuweisen, ist die Notwen- 
digkeit einer Gerichtsschreiberei bei jedem Ge- 
richt gegeben. Einer gemeinsamen Regelung der 
Einrichtung der Gerichtsschreiberei bedarf es 
aber nicht, da dieselbe für das Verfahren selbst 
unerheblich ist. Die Einrichtung . . . kann je nach 
den besonderen in einem Bundesstaat obwalten- 
den Verhältnissen . . . unbeschadet der Vorschrif- 
ten der Prozeßordnungen verschieden geregelt 
werden." 

Die enge Verflechtung, die sich so auf dem Ge- 
biet des Rechts des UdG zwischen reichs-, später 
bundesrechtlichen, und landesrechtlichen Vor- 
schriften sowie zwischen Rechtsnormen und Ver- 
waltungsanordnungen ergab, führte zu einer bis 
in die Gegenwart fortwirkenden Unübersichtlich- 
keit des Rechts des UdG, das heute weitgehend 
durch z. T. verschiedenartige Verwaltungsanord- 
nungen der Länder, insbesondere Ausbildungs- 
anordnungen für den mittleren Dienst und Ge- 
schäftsstellenanordnungen, bestimmt ist. 

2. Nach den Bestimmungen der Länder, die im An- 
schluß an das Inkrafttreten des Gerichtsverfas- 
sungsgesetzes ergangen waren, oblagen der Ge- 
richtsschreiberei außer der Registraturtätigkeit 
insbesondere die Führung des Protokolls, die 
Aufnahme von Klagen und Anträgen, die Mitwir- 


*) Urkundsbeamter der Geschäftsstelle im folgenden ab- 
gekürzt: UdG 


kung bei Zustellungen und die Erteilung voll- 
streckbarer Ausfertigungen. 

Es ergab sich bald, daß diese Aufgabenvertei- 
lung zwischen Richter und Gerichtsschreiber den 
Richter mit einer Fülle von Aufgaben minderen 
Schwierigkeitsgrades belastete, die nicht unbe- 
dingt von einem akademisch vorgebildeten Ju- 
risten wahrgenommen werden mußten. So kam 
es im Laufe der Zeit zu der sogenannten Ent- 
lastungsgesetzgebung, welche die Entlastung des 
Richters von diesen Aufgaben zum Inhalt hatte: 

a) Durch die ZPO-Novelle vom 1. Juni 1909 
(RGBl. I S. 475) wurden den Gerichtsschrei- 
bern zusätzlich zu ihren bisherigen Aufgaben 
die Entscheidung über die Kostenfestsetzung 
und die Erteilung von Vollstreckungsbefehlen 
zur selbständigen Erledigung übertragen. 

b) Das Reichsgesetz zur Entlastung der Gerichte 
vom 11. März 1921 (RGBl. I S. 229) ermäch- 
tigte dann die Landesjustizverwaltungen, wei- 
tere richterliche Geschäfte der streitigen und 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit auf den Ge- 
richtsschreiber zu übertragen, wobei diese 
Geschäfte jedoch nicht in die Zuständigkeit 
des Gerichtsschreibers überführt wurden, son- 
dern richterliche Aufgaben blieben, die von 
dem Gerichtsschreiber gewissermaßen in Ver- 
tretung des Richters wahrgenommen wurden. 
Von dieser reichsrechtlichen Ermächtigung 
machten alle Länder Gebrauch, so zum Bei- 
spiel Preußen durch die Entlastungsverfügung 
vom 28. Mai 1923 (PrJMBl. S. 401), die erst- 
mals die mit der Wahrnehmung richterlicher 
Geschäfte betrauten Gerichtsschreiber als 
„Rechtspfleger" bezeichnete. Die Entlastungs- 
verfügungen der Länder wurden zum Vorbild 
für die Reichsentlastungsverfügung vom 

3. Juli 1943 (DJ S. 339), mit der die Entla- 
stungsbestimmungen der Länder für das ganze 
Reichsgebiet vereinheitlicht wurden. 

c) Parallel hiermit liefen Regelungen darüber, 
wer die Aufgaben der Geschäftsstelle und in- 
nerhalb der Geschäftsstelle insbesondere die 
neuen Rechtspflegeraufgaben wahrzunehmen 
hatte. Der Reichsgesetzgeber hielt sich in die- 
ser Frage zurück; das Reichsgesetz vom 9. Juli 
1927 (RGBl. I S. 175) beschränkte sich darauf, 
die Bezeichnung „Gerichtsschreiberei" durch 
die Bezeichnung „Geschäftsstelle" und die Be- 
zeichnung „Gerichtsschreiber" durch die Be- 
zeichnung „Urkundsbeamter der Geschäfts- 
stelle" zu ersetzen. Es blieb Sache der Länder 
zu regeln, wer als UdG und insbesondere als 
Rechtspfleger tätig sein konnte. Dabei griffen 
die Länder auf die Teilung zwischen dem 
mittleren und dem gehobenen Justizdienst zu- 


6 



Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode 


Drucksache 8/2024 


rück- die sich inzwischen herausgebildet 
hatte. Das Preußische Gesetz über die Dienst- 
verhältnisse der mit der Wahrnehmung der 
Geschäfte eines UdG betrauten Beamten vom 
18. Dezember 1927 (GS S. 209) etwa unter- 
schied zwischen den Beamten des schwieri- 
gen Bürodienstes (mit dreijährigem Vorbe- 
reitungsdienst) und den Beamten des ein- 
facheren Bürodienstes (mit einjährigem Vor- 
bereitungsdienst). Die Beamten des schwieri- 
geren Bürodienstes waren zur Wahrnehmung 
aller UdG-Geschäfte einschließlich der 
Rechtspflegergeschäfte, die Beamten des ein- 
facheren Bürodienstes waren zur Protokoll- 
führung und zur Wahrnehmung der einfache- 
ren UdG-Geschäfte ohne Rechtspflegerge- 
schäfte befugt. Das Nähere dazu bestimmte 
die Personal- und Dienstordnung für das Büro 
der Justizbehörde nebst der Dienstordnung 
für die Kanzlei — BuKo — ■ vom 1. März 1928 
(PrJMBl. S. 173). Die anderen Länder trafen 
ähnliche Regelungen. 

3. Nach Gründung der Bundesrepublik Deutschland 
erging das Rechtspflegergesetz vom 8. Februar 
1957 (BGBl. IS. 18), das nicht nur das Aufgaben- 
gebiet des Rechtspflegers erweiterte, sondern 
auch seine Stellung im Gerichtsaufbau festigte 
und sowohl gegenüber dem Richter als auch ge- 
genüber dem Urkundsbeamten der Geschäfts- 
stelle verselbständigte. Die guten Erfahrungen, 
die mit diesem Gesetz gemacht wurden, bewo- 
gen den Gesetzgeber, in einem neuen- Rechtspfle- 
gergesetz vom 5. November 1969 (BGBl. I S. 2065) 
dem Rechtspfleger weitere Aufgaben zu übertra- 
gen. Erstmals wurde der Rechtspfleger auch mit 
Geschäften betraut, die bisher dem Urkundsbe- 
amten der Geschäftsstelle obgelegen hatten, we- 
gen ihrer Schwierigkeit aber dem gehobenen 
Justizdienst Vorbehalten waren, z. B. die Ertei- 
lung von Vollstreckungsbefehlen (§ 20 Nr. 1 
RPflG) und die Kostenfestsetzung (§ 21 RPflG). 
Damit sollte eine bessere Übereinstimmung der 
Verteilung der Rechtspfleger- und der UdG-Ge- 
schäfte mit der Unterscheidung gehobener 
Dienst/mittlerer Dienst erreicht werden. 


II. Gegenwärtiger Rechtszustand 

Der ursprüngliche § 154 des Gerichtsverfassungsge- 
setzes wurde bei dessen Neufassung durch die Em- 
mingersche Justizreform im Jahre 1924 zu § 153. Er 
hat gegenwärtig folgenden Wortlaut: 

„Bei jedem Gericht und jeder Staatsanwaltschaft 
wird eine Geschäftsstelle eingerichtet, die mit der 
erforderlichen Zahl von Urkundsbeamten besetzt 
wird. Die Geschäftsstelleneinrichtung bei dem Bun- 
desgerichtshof und dem Generalbundesanwalt wird 
durch den Bundesminister der Justiz, bei den Ge- 
richten und Staatsanwaltschaften der Länder durch 
die Landesjustizverwaltung bestimmt." 

Die Vorschrift sagt u. a. aus, daß es bei jedem Ge- 
richt mindestens eine Geschäftsstelle (früher Ge- 


richtsschreiberei) gibt, die mit Urkundsbeamten 
(früher Gerichtsschreibern) besetzt ist. Alles weitere 
bleibt der Regelung durch die Justizverwaltungen 
überlassen. 

1. Die Vorschrift des § 153 GVG besagt nichts dar- 
über, wer die Aufgaben des UdG wahrnimmt. 
Dies ergibt sich vielmehr zum einen Teil aus 
dem Rechtspflegergesetz, zum anderen aus 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Län- 
der. 

a) Das Rechtspflegergesetz überträgt folgende 
UdG- Auf gaben auf den Rechtspflegen 

— ■ die Erteilung der Vollstreckungsklausel in 
den besonderen Fällen gemäß § 726 ff. ZPO 
(§ 20 Nr. 12 RPflG), 

— die Kostenfestsetzungsverfahren gemäß 
§§ 103 ff. ZPO, § 19 BRAGO sowie nach 
den Gesetzen und Verordnungen zur Aus- 
führung von Verträgen mit ausländischen 
Staaten über bestimmte Rechtsgebiete 
(§ 21 Abs. 1 RPflG), 

— die Aufnahme von bestimmten Anträgen 
und Erklärungen wie z. B. der Einlegung 
und Begründung der weiteren Beschwerde 
und der Rechtsbeschwerde, der Revision 
in Strafsachen usw. (§ 24 RPflG). 

b) Die Vorschriften der Länder über die Wahr- 
nehmung der UdG^ Aufgaben sind teils durch 
Rechtsnormen, nämlich in den Ausführungs- 
gesetzen zum Gerichtsverfassungsgesetz und 
den darauf gestützten Rechtsverordnungen, 
teils durch allgemeine Verwaltungsvorschrif- 
ten (Allgemeine Verfügungen und derglei- 
chen) getroffen worden. Ein Überblick er- 
gibt sich im einzelnen aus der folgenden 

Zusammenstellung der Vorschriften, die in 
den einzelnen Ländern die Wahrnehmung der 
UdG- Auf gaben bei den Gerichten und Staats- 
anwaltschaften regeln. 

Baden-Württemberg: § 12 des Gesetzes zur 
Ausführung des Gerichtsverfassungsgesetzes 
und von Verfahrensgesetzen der ordentli- 
chen Gerichtsbarkeit (AGGVG) vom 16. De- 
zember 1975 (GesBl. S. 868), das am 1. Juli 
1976 in Kraft getreten ist, in Verbindung mit 
der Anordnung über die Geschäftsstellen der 
Gerichte und Staatsanwaltschaften (AV d. JM 
vom 20. Juli 1970, Die Justiz S. 254). 

Bayern: Artikel 30 des Bayer. AGGVG in 
Verbindung mit der Verordnung über die Ge- 
schäftsstellen der Gerichte und Staatsanwalt- 
schaften vom 31. August 1970 (Bayer. GVBl. 
S. 444). 

Berlin: Allgemeine Verfügung über die Ge- 
schäftsstellen der Gerichte der Zivil- und 
Strafgerichtsbarkeit, der Staatsanwaltschaf- 
ten und der Amtsanwaltschaft vom 2. De- 
zember 1970 (ABI. S. 1375). 

Bremen: §§ 19, 20 AGGVG in der Fassung vom 
21. August 1974 (Brem. GBl. S. 297), Anord- 
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nung über die Geschäftsstellen der Gerichte 
und der Staatsanwaltschaften vom 25. Juni 
1970 — 2325 — und Allgemeine Verfügung 
zur Entlastung der Staatsanwälte durch 
Rechtspfleger vom 12. Dezember 1974 — 
3013—. 

Hamburg: § 21 des Hamburgischen Gesetzes 
zur Ausführung des Gerichtsverfassungsge- 
setzes vom 31. Mai 1965 (GVBl. S. 99, 107) und 
Anordnung über die Geschäftsstellen der Ge- 
richte und Staatsanwaltschaften vom 2. Juli 
1970 (HmbJVBl. S. 68). 

Hessen: Anordnung über die Geschäftsstellen 
der ordentlichen Gerichte und Staatanwalt- 
schaften (GeschAO) vom 24. Juni 1970 (JMBl. 
S. 500), zuletzt geändert durch RdErl. d. MdJ. 
vom 6. Juli 1977 (JMBl. S. 477). 

Niedersachsen: Anordnung über die Ge- 
schäftsstellen der Gerichte und der Staats- 
anwaltschaften vom 4. Juni 1970 (Nds. Rpfl. 
S. 127), zuletzt geändert durch AV vom 
17, November 1977 (Nds. Rpfl, S. 265), und 
Anordnung über die Entlastung des Staatsan- 
walts durch Beamte der Geschäftsstelle vom 
13. Januar 1977 (Nds. Rpfl. S. 33). 

Nordrhein-Westfaien: Preußisches Gesetz 

über die Dienstverhältnisse der mit der Wahr- 
nehmung der Geschäfte eines Urkundsbeam- 
ten der Geschäftsstelle betrauten Beamten 
vom 18. Dezember 1927 (PrGS, NW. S. 80) in 
Verbindung mit der Allgemeinen Verfügung 
vom 1. Februar 1928 zur Ausführung des Ge- 
setzes vom 18. Dezember 1927 (Pr, JMBl. 
S. 44), §§ 32, 33 der Personal- und Dienst- 
ordnung für das Büro der preußischen Justiz- 
behörden — BuKo ■ — vom 1. März 1928 (Pr. 
JMBL S. 173), der Allgemeinen Verfügung 
über die Übertragung von Geschäften des 
gehobenen Justizdienstes auf den mittle- 
ren Justizdienst vom 27. November 1953 
in der Fasung vom 13. April 1973 (JMBl. NW. 
S. 97), geändert durch Allgemeine Verfügung 
vom 8. Juli 1976 (JMBl. NW. S. 189), und der 
Anordnung über die Entlastung der Staats- 
anwälte durch die Beamten des gehobenen 
und mittleren Dienstes sowie durch Justiz- 
angestellte vom 18. August 1976 (JMBl. NW. 
S. 205). 

Rheinland-Pfalz: Anordnung über die Ge- 
schäftsstellen der ordentlichen Gerichte und 
der Staatsanwaltschaften vom 19, Juni 1970 
(JBl. S. 130), zuletzt geändert durch AV vom 
22. Dezember 1976 (JBl. 1977 S. 37) sowie All- 
gemeine Verfügung über die Entlastung des 
Staatsanwalts durch Beamte des gehobenen 
und mittleren Justizdienstes vom 21. Juli 1977 
(JBl. S. 196). 

Saarland: AGGVG vom 4. Oktober 1972 
(Amtsbl. S. 601) in Verbindung mit der Ver- 
ordnung betreffend den Urkundsbeamten der 
Geschäftsstelle vom 2. Januar 1973 (Amtsbl. 
S. 65) und Allgemeine Verfügung Nr. 2/73 be- 
treffend die Anordnung über die Geschäfts- 
stellen der Gerichte und Staatsanwaltschaften 


im Geschäftsbereich des Ministers der Justiz 
vom 2. Januar 1973 (GMBl. S. 173). 

Schleswig-Holstein: AV d. JM. vom 16. Mai 
1958 über die Festsetzung der aus der Staats- 
kasse zu gewährenden Vergütung der Rechts- 
anwälte (SchlHA S. 160), AV d. JM. vom 
1. Februar 1965 über die Geltendmachung von 
Unterhaltsansprüchen im Ausland (SchlHA 
S. 55), zuletzt geändert durch AV vom 17. De- 
zember 1976 (SchlHA 1977 S. 23) und AV d. 
JM. vom 30. März 1976 (SchlHA S. 74) über 
Aufgaben des mittleren Justizdienstes bei den 
ordentlichen Gerichten und bei den Staats- 
anwaltschaften, zuletzt geändert durch AV 
vom 20. April 1977 (SchlHA S. 97). 

c) Diese Vorschriften erfassen nicht nur die 
UdG-Aufgaben im engeren Sinne, d. h. die in 
den Verfahrensgesetzen (ZPO, StPO, FGG 
usw.) dem UdG zugewiesenen Geschäfte, son- 
dern auch die Geschäfte des Kostenbeamten 
i. S. der Kostenverfügung sowie — in unter- 
schiedlichem Umfang — sonstige Justizver- 
waltungsgeschäfte : 

— Die Geschäfte des UdG im engeren Sinne 
sind in allen Ländern grundsätzlich dem 
mittleren Justizdienst übertragen. Alle 
Länder haben dabei bestimmte Geschäfte 
des UdG dem gehobenen Justizdienst Vor- 
behalten. Der Kreis dieser Vorbehalte 
stimmt in den Ländern weitgehend über- 
ein. 

— Die Geschäfte des Kostenbeamten sind 
in Bremen ganz dem mittleren Justizdienst, 
in den Ländern Hamburg, Rheinland-Pfalz, 
Saarland und Schleswig-Holstein dem 
mittleren Justizdienst mit — unterschied- 
lichen — Vorbehalten für den gehobenen 
Justizdienst 
und 

in den übrigen Ländern dem gehobenen 
Justizdienst mit — unterschiedlichen — 
Ausnahmen zugunsten des mittleren Ju- 
stizdienstes übertragen. Allerdings wird 
in Baden-Württemberg und in Hessen in 
der Praxis ein sehr wesentlicher Teil der 
Tätigkeit des Kostenbeamten von Beam- 
ten des mittleren Justizdienstes erledigt. 

— Die sonstigen Justizverwaltungsgeschäfte 
sind den Beamten des mittleren Justizdien- 
stes in den einzelnen Ländern in unter- 
schiedlichem Umfange übertragen. Unter- 
schiede bestehen dabei auch insoweit, als 
manche Länder in ihren Verwaltungsvor- 
schriften diese Geschäfte möglichst ein- 
gehend aufzuführen versuchen, andere da- 
gegen die Übertragung mehr den Behör- 
denvorständen überlassen. 

d) Für alle Geschäfte des mittleren Justizdien- 
stes — seien es nun UdG-Geschäfte im enge- 
ren Sinne, Geschäfte des Kostenbeamten oder 
sonstige Justizverwaltungsgeschäfte — gel- 
ten in allen Ländern drei Generalvorbehalte 
für den gehobenen Justizdienst: 
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— die Tätigkeit auf Vorlage des mittleren 
Justizdienstes, 

— die sog. Zusammenhangstätigkeit, d. h. 
die Erledigung von Geschäften, die an sich 
dem Beamten des mittleren Justizdienstes 
obliegen, aber mit einem Rechtspflegerge- 
schäft in engem Zusammenhang stehen, 

— die sog, Notzuständigkeit in Fällen, in de- 
nen bei einem Gericht kein Beamter des 
mittleren Justizdienstes als UdG zur Ver- 
fügung steht. 

In allen Ländern ist ferner die Möglichkeit 
vorgesehen, daß die UdG-Tätigkeit auch von 
geeigneten Angestellten wahrgenommen wer- 
den kann. Von dieser Möglichkeit wird weit- 
gehend Gebrauch gemacht. In manchen Län- 
dern liegt der Prozentsatz der Angestellten 
im UdG-Bereich über 50 v. H. Im einzelnen 
ergibt sich folgendes Bild der Tätigkeit von 
Angestellten im Justizdienst der Länder: 


2. Die Vorschrift des § 153 besagt auch nichts 
über die Ausbildung der Personen, die die UdG- 
Tätigkeit ausüben. 

a) Die Ausbildung der Beamten des gehobenen 
Justizdienstes ist in ihieii Grundzügen durch 
§ 2 des Rechtspflegergesetzes und in ihren 
Einzelheiten in den Rechtspflegerausbildungs- 
ordnungen der Länder geregelt, weil die Be- 
amten des gehobenen Justizdienstes wie 
Rechtspfleger ausgebildet werden. Die Ausbil- 
dung der Beamten des gehobenen Justizdien- 
stes (Rechtspflegerausbildung) ist für die 
Wahrnehmung der UdG-Geschäfte in jedem 
Fall ausreichend. 

b) Die Ausbildung der Beamten des mittleren 
Justizdienstes ist in den Ländern sehr unter- 
schiedlich geregelt. In der folgenden Über- 
sicht sind die Unterschiede bezüglich zweier 
wesentlicher Faktoren der Ausbildung, näm- 
lich der Dauer des Vorbereitungsdienstes 


Tätigkeiten der Angestellten im Justizdienst *) 



Angestellte 

insgesamt 

da: 

im mittleren 
Justizdienst 
(einschließ- 
lich Proto- 
koll usw.) 

/on 

im Kanzlei- 
dienst 

Zum Vergleich: 
Beamte des 
mittleren 
Justizdienstes 

Baden-Württemberg 

2518 

663 

1 855 

1 301 

Bayern 

2 979 

1 601 

1 378 

2 063 

Berlin 

1 060 

312 

748 

855 

Bremen 

382 

246 

136 

150 

Hamburg 

1 028 

678 

350 

458 

Hessen 

2 633 

1 176 

1 457 

849 

Niedersachsen 

3 023 

1 146 

1 847 2) 

1 298 

Nordrhein-Westfalen 

6 743 

2 019 

4 724 

3 685 

Rheinland-Pfalz 

1 497 

534 

963 

753 

Saarland 

402 

162 

240 

233 

Schleswig-Holstein 

1 006 

284 

722 

605 

insgesamt . . . 

23 271 

8 821 

14 420 

12 250 


J Die Angaben beruhen auf Mitteilungen der Landesjustizverwaltungen; sie geben teilweise den Stand vom 31. De- 
zember 1977, teilweise einen früheren Stand wieder. 

“) Darunter 94 sonstige Angestellte, 
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und der Dauer des in dem Vorbereitungs- 
dienst enthaltenen Fachlehrgangs, dargestellt: 


Land 

Dauer ’ 
des Vor- 
bereitungs- 
dienstes 

Dauer des 
in dem Vor- 
bereitungs- 
dienst 
enthaltenen 
Lehrgangs 

Baden- 

Württemberg 

24 Monate 

4 Monate ^) 

Bayern 

24 Monate 

4 Monate 

Berlin 

22 Monate 

4 Monate 

Bremen 

24 Monate ^) 

8V2 Monate 

Hamburg 

14 Monate 

2 Monate 

Hessen 

24 Monate 

4 Monate 

Niedersachsen 

24 Monate 

6 Monate 

Nordrhein- 

Wes'tfalen 

24 Monate 

4 Monate 

Rheinland-Pfalz 

24 Monate 

4 Monate 

Saarland 

18 Monate 

5 Monate 

Schleswig- 

Holstein 

18 Monate 

3 Monate^) 


Darin enthalten ist auch die Zeit zur Vorberei- 
tung auf die Abschlußprüfung, so daß die 
Dauer des Fachlehrgangs tatsächlich nur rund 
drei Monate beträgt, 

2) Dem 24monatigen Vorbereitungsdienst geht in 
Bremen — außer für Bewerber mit erfolgreich 
abgelegter Rechtsanwalts-, Notar- und Patent- 
anwaltsgehilfenprüfung — ■ eine Lehrzeit von 
zwölf Monaten Dauer voraus. 

®) Im Vorgriff auf eine neu zu erlassende Aus- 
bildungs- und Prüfungsordnung für den mittle- 
ren Justizdienst eingeführt. Dort ist eine stu- 
fenweise Verlängerung des Vorbereitungsdien- 
stes vorgesehen, und zwar ab 1. Oktober 1978 
auf 18 Monate und voraussichtlich ab 1. Okto- 
ber 1979 auf 24 Monate. Die Dauer des in dem 
Vorbereitungsdienst enthaltenen Lehrgangs 
soll nach dem gegenwärtigen Stand der Vor- 
erörterungen über die neue Ausbildungs- und 
Prüfungsordnung in der Endstufe sechs Monate 
betragen. 

= ab 1. August 1978: 24 Monate Vorberei- 
tungsdienst und vier Monate Lehrgang. 

c) Die Ausbildung der Angestellten ist in kei- 
nem Land auf die UdG-Tätigkeit ausgerich- 
tet. Die Länder suchen aus dem Kreis der 
Angestellten geeignete Personen aus, die 
dann nach einer unterschiedlich bemessenen 
Einführungs- und Einarbeitungszeit mit UdG- 
Aufgaben in bestimmten Bereichen (Grund- 
buch, Zivilprozeß usw.) beschäftigt werden. 
In keinem Land gibt es eine Eignungsprüfung, 
deren Bestehen generell zur Wahrnehmung 
aller UdG-Geschäfte berechtigt. 

3. Der dargestellte gegenwärtige Zustand vermag in 
mehrfacher Hinsicht nicht zu befriedigen: 


a) Ursprünglich gab es außer dem Richter nur 
den Gerichtsschreiber, dessen Aufgabengebiet 
alle Geschäfte umfaßte, die der Richter nicht 
selbst erledigte. Zur Erfüllung dieser Auf- 
gaben war ein Hilfspersonal mit recht unter- 
schiedlicher Ausbildung notwendig. Außer- 
dem waren die Verhältnisse der Justizbedien- 
steten in den einzelnen Bundesstaaten so un- 
terschiedlich, daß sich eine einheitliche Aus- 
sage in § 154 (jetzt § 153) des Gerichtsver- 
fassungsgesetzes über die Gerichtsschreiber 
kaum treffen ließ. 

Insoweit haben sich jedoch die Verhältnisse 
inzwischen geändert. Einmal ist durch die 
Einführung und Verselbständigung des 
Rechtspflegers sowie durch die Einrichtung 
von Kanzleien der Aufgabenkreis des UdG 
im wesentlichen auf den Kreis der Aufga- 
ben zurückgeführt, die in der Weimarer Re- 
publik dem „einfacheren BürodiensU zuge- 
rechnet wurden. Sodann haben sich die Ver- 
hältnisse der Bediensteten, die als UdG tätig 
siind, inzwischen in den einzelnen Ländern 
weitgehend angeglichen, ln allen Ländern ist 
jetzt der Beamte des mittleren Justizdienstes 
das Leitbild des UdG. Die Wahrnehmung von 
UdG-Geschäften durch Beamte des gehobenen 
Justizdienstes ist mehr und mehr zur Aus- 
nahme geworden. Die Beschäftigung von An- 
gestellten mit UdG-Aufgaben hat ihre Ur- 
sache vor allem in der Personalnot im mittle- 
ren Justizdienst. Es entspricht der dargestell- 
ten Entwicklung, die Beamten des mittleren 
Justizdienstes durch Bundesgesetz als diejeni- 
gen Bediensteten herauszustellen, die in er- 
ster Linie zur Wahrnehmung der UdG-Auf- 
gaben berufen sind. 

b) Auch die in den einzelnen Ländern unter- 
schiedliche Verteilung der Aufgaben des UdG 
auf Beamte des gehobenen Justizdienstes, Be- 
amte des mittleren Justizdienstes und Ange- 
stellte wird als Mangel angesehen. 

Die UdG-Aufgaben im engeren Sinne sind in 
allen Ländern die gleichen. Es sind daher 
keine Gründe ersichtlich, die es rechtfertigen 
könnten, diese Aufgaben unterschiedlich zu 
verteilen. Abgesehen von dieser sachlich 
nicht zu rechtfertigenden Unterschiedlichkeit 
in den einzelnen Ländern wird es als mißlich 
empfunden, daß es noch in keinem Lande ge- 
lungen ist, den sog. Dualismus im UdG-Be- 
reich (d. h. die Wahrnehmung von UdG-Auf- 
gaben teils von Beamten des gehobenen Ju- 
stizdienstes, teils von solchen des mittleren 
Justizdienstes) zu beseitigen oder doch we- 
nigstens noch wesentlich weiter als bisher ab- 
zubauen. Dieses Ziel erscheint zum mindesten 
hinsichtlich der Spezialvorbehalte durchaus 
erreichbar; denn wenn eine Angelegenheit 
auf Dauer gesehen so schwierig ist, daß sie 
von den Beamten des mittleren Justizdienstes 
nicht erledigt werden kann, so bietet es sich 
an, diese Angelegenheit in ein Rechtspfleger- 
geschäft umzuwandeln; wenn aber dieser 
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Schwierigkeitsgrad nicht erreicht wird, so be- 
stehen keine Bedenken, den Vorbehalt zu- 
gunsten des gehobenen Justizdienstes zu 
streichen. Auf diese Weise könnte der un- 
übersichtliche Dualismus im UdG-Bereich 
weiter abgebaut und erreicht werden, daß 
— von den drei Generalvorbehalten, nämlich 
der Vorlage durch einen Beamten des mittle- 
ren Dienstes, der Zusammenhangszuständig- 
keit und der Notzuständigkeit eines Beamten 
des gehobenen Dienstes, abgesehen — nicht 
neben dem Beamten des mittleren Justizdien- 
stes der Beamte des gehobenen Justizdienstes 
UdG ist. 

Auch die Aufgaben des Kostenbeamten sind 
in allen Ländern derart einheitlich, daß sich 
eine unterschiedliche Aufteilung dieser Auf- 
gaben auf den gehobenen und den mittleren 
Justizdienst nicht rechtfertigen läßt. Insbe- 
sondere sind keine Gründe dafür ersichtlich, 
daß in einem Teil der Länder für die Tätigkeit 
des Kostenbeamten eine Regelzuständigkeit 
des mittleren Justizdienstes, in anderen Län- 
dern eine Regelzuständigkeit des gehobenen 
Justizdienstes gegeben ist. 

Hinsichtlich der sonstigen Justizverwaltungs- 
aufgaben mag es Gründe dafür geben, daß die 
Länder diese Aufgaben unterschiedlich ver- 
teilt haben, zumal da hierbei auch das bis- 
weilen unterschiedliche Justizverw^altungs- 
recht der Länder mit hineinspielt. Ob und in- 
wieweit auch auf diesem Gebiet eine weitere 
Vereinheitlichung möglich und erwünscht 
sein könnte, muß Überlegungen der Landesju- 
stizverwaltungen im Zusammenhang mit der 
Neugestaltung der Verwaltungsvorschriften 
überlassen bleiben. 

c) Schließlich müssen auch die erheblichen Un- 
terschiede, die gegenwärtig noch in der Aus- 
bildung des mittleren Justizdienstes bestehen, 
als unbefriedigend bezeichnet werden. Diese 
Unterschiede sind schon jetzt nicht mehr ge- 
rechtfertigt; Einmal sind die gegenwärtig 
noch bestehenden Unterschiede in der Wahr- 
nehmung der UdG-Aufgaben, so störend sie 
auch ins Auge fallen, doch nicht so erheblich, 
daß sie eine unterschiedliche Ausbildungs- 
dauer begründen könnten; außerdem besteht 
zur Zeit kaum ein Zusammenhang zwischen 
der Zuweisung schwierigerer Aufgaben und 
der Dauer der Ausbildung des mittleren Ju- 
stizdienstes. Wenn aber die Aufgaben des 
mittleren Justizdienstes in Zukunft noch mehr 
als bisher vereinheitlicht werden sollen, so 
muß schon im Interesse einer geordneten 
Rechtspflege und im Interesse der Rechtsu- 
chenden auch für eine einheitliche Ausbil- 
dung Sorge getragen werden. Die unter- 
schiedliche Ausbildungsdauer erschwert fer- 
ner in vermeidbarer Weise während der 
Dauer des Vorbereitungsdienstes dem An- 
wärter und nach Abschluß des Vorbereitungs- 
dienstes dem eingestellten Beamten den 
Wechsel von einem Land zum anderen, ob- 


wohl doch gerade in der Justiz die zu lei- 
stenden Tätigkeiten insgesamt in allen Län- 
dern einen durchaus einheitlichen Charakter 
zeigen. 

IIL Reformbemühungen bis zur 41. Justizminister- 
konferenz 

Die Bemühungen um eine Behebung der dargestell- 
ten Mängel sind nicht neu. Aus der Fülle dieser 

Bemühungen seien die folgenden kurz erwähnt; 

1. Die Ausbildung des mittleren Justizdienstes war 
vor 1945 durch die Ausbildungsordnung vom 
8. Juli 1938 (DJ S. 1098) reichseinheitlich gere- 
gelt. Diese Einheitlichkeit ging nach 1945 verlo- 
ren. Zu ihrer Wiederherstellung wurde auf 
Grund eines Auftrags der 20. Justizministerkon- 
ferenz in Trier in den Jahren 1957/1958 der 
Modellentwurf einer bundeseinheitlichen Ausbil- 
dungsordnung erarbeitet, der von den meisten 
Landes justizverwaltungen damals auch ohne we- 
sentliche Änderungen übernommen wurde, ln 
der Folgezeit gingen die Regelungen in den ein- 
zelnen Ländern dann aber doch mehr und mehr 
auseinander. Insbesondere verstärkte sich die 
Unterschiedlichkeit der Ausbildungsordnungen 
dadurch, daß einige Länder zu einer zweijähri- 
gen Dauer des Vorbereitungsdienstes übergin- 
gen, während andere bei der im Modell vorge- 
sehenen Dauer von 18 Monaten verblieben. Hin- 
zu kam, daß vor einigen Jahren die Länder da- 
mit begannen, in den Vorbereitungsdienst einen 
Lehrgang einzubauen, der in der Modell-Aus- 
bildungsordnung nicht vorgesehen war. Da sich 
einige Länder zur Einrichtung eines solchen 
Lehrgangs nicht bereit fanden und die anderen 
Länder die Dauer des Lehrgangs verschieden be- 
maßen, entstanden auch insoweit erhebliche 
Unterschiede (vgl. oben 11. 2. b). 

2. Anläßlich der Novellierung des Rechtspfleger- 
gesetzes fanden im Jahre 1970 Erörterungen 
zwischen den Landesjustizverwaltungen statt, die 
zur Erarbeitung eines Modellentwurfs für eine 
bundeseinheitliche Anordnung über die Ge- 
schäftsstellen der Gerichte und Staatsanwalt- 
schaften führte. Dieser Modellentwurf wurde von 
den meisten Landesjustizverwaltungen auch im 
Grundsatz übernommen, führte aber doch nicht 
in vollem Umfange zu der erstrebten Bundes- 
einheitlichkeit. 

3. Im Zuge der Vorbereitungen des neuen Rechts- 
pflegergesetzes trug der Bund Deutscher Justiz- 
beamter (BDJB) seinen schon früher geäußerten 
Wunsch, wie für den Rechtspfleger auch für den 
UdG ein besonderes Bundesgesetz zu schaffen, 
erneut an das Bundesministerium der Justiz und 
die Landesjustizverwaltungen heran. Dieses Ge- 
setz sollte nach den Vorstellungen des BDJB 
ähnlich wie das Rechtspflegergesetz sowohl die 
Vor- und Ausbildung als auch die gerichtsver- 
fassungsrechtliche Stellung und den Aufgaben- 
kreis des UdG zum mindesten in den Grundzü- 
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gen bundesrechtlich regeln. Die Angelegenheit 
wurde auf die Tagesordnung der 35. Justizmini- 
sterkonferenz gesetzt, die eine Einheitlichkeit 
in der Vorbildung und Ausbildung des UdG für 
wünschenswert erklärte und die GVR-Kommis- 
sion bat, sich im Rahmen ihrer weiteren Bera- 
tungen mit dieser Frage zu befassen. 

Die GVR-Kommlssion behandelte das ihr über- 
wiesene Thema auf ihrer 12. Sitzung im Oktober 
1968 in Bad Driburg und auf ihrer 19. Sitzung im 
Mai 1971 in Goslar, wobei sie ihre Erörterungen 
nicht auf die Vor- und Ausbildung des UdG be- 
schränkte, sondern auch die gesetzliche Rege- 
lung der Stellung und der Aufgaben des UdG mit 
einbezog. Der GVR-Kommlssion lag die Stellung- 
nahme des BDJB vom 1. Oktober 1968 vor, in der 
die Schaffung eines Bundesurkundsbeamtenge- 
setzes gefordert wurde, das sowohl die Vor- und 
Ausbildung als auch die Stellung des UdG re- 
geln und die Aufgaben des UdG grundsätzlich 
den Beamten des mittleren Justizdienstes Vorbe- 
halten sollte. Auf Grund dieser Unterlagen er- 
örterte die GVR-Kommlssion in Bad Driburg ein- 
gehend die Schaffung eines UdG-Gesetzes oder 
einer anderweitigen bundesrechtlichen Regelung 
des Rechts des UdG sowie die Ausbildung des 
mittleren Justizdienstes und die Schaffung eines 
Katalogs der dem mittleren Justizdienst oblie- 
genden Aufgaben in Gegenwart und Zukunft 
(letzteres vor allem im Hinblick auf das damals 
noch im Gesetzgebungsverfahren befindliche 
neue Rechtspflegergesetz). Die Kommission kam 
zu dem Ergebnis, daß sie eine gesetzliche Rege- 
lung des Rechts des UdG im Augenblick nicht 
für erforderlich halte und zunächst das Inkraft- 
treten des neuen Rechtspflegergesetzes abwar- 
ten wolle. 


4. Nachdem das neue Rechtspflegergesetz am 1. Juli 
1970 in Kraft getreten war, setzte die GVR-Kom- 
mission ihre Erörterungen zum Thema „Recht 
des UdG" auf ihrer 19. Sitzung im Mai 1971 
in Goslar fort. Der Kommission lagen eine er- 
neute Stellungnahme des BDJB zur Funktion und 
Stellung des UdG sowie eine Zusammenstellung 
des gleichen Verbandes zur Ausbildung des mitt- 
leren Justizdienstes in den einzelnen Ländern 
vor. In der genannten Stellungnahme forderte 
der BDJB in erster Linie nicht mehr die Schaf- 
fung eines Bundesurkundsbeamtengesetzes, son- 
dern eine den Belangen des mittleren Justizdien- 
stes mehr als bisher Rechnung tragende Neufas- 
sung des § 153 GVG. Die Kommission erörterte 
die Probleme des mittleren Justizdienstes unter 
besonderer Berücksichtigung des neuen Rechts- 
pflegergesetzes und faßte alsdann folgenden Be- 
schluß: 

a) Die GVR-Kommission hält es für erforderlich, 
daß die Vorschriften über die Vorbildung und 
Ausbildung der Beamten des mittleren Justiz- 
dienstes vereinheitlich werden, um die zwi- 
schen den einzelnen Ländern bestehenden er- 
heblichen Unterschiede zu beseitigen. 


b) Die Kommission hat daher geprüft, ob in das 
GVG eine auf Artikel 74 Nr. 1 GG gestützte 
Vorschrift aufgenommen werden kann, die 
nach dem Vorbild des § 2 Abs. 1 Rechtspfle- 
gergesetz eine Mindestdauer des Vorberei- 
tungsdienstes und des darin eingeschlossenen 
Lehrgangs auch für den mittleren Justizdienst 
festlegt. Eine solche gerichtsverfassungsrecht- 
liche Regelung wäre möglich, wenn das Be- 
stehen der Prüfung für den mittleren Justiz- 
dienst zur ausnahmslosen oder doch wenig- 
stens zur regelmäßigen Voraussetzung für 
die Betrauung mit den Aufgaben eines Ur- 
kundsbeamten der Geschäftsstelle i. S. des 
§ 153 GVG gemacht werden könnte. Das aber 
scheitert daran, daß zu diesen Aufgaben in 
allen Ländern neben den Beamten des mitt- 
leren Justizdienstes auch Angestellte in gro- 
ßem Umfange herangezogen werden und daß 
dieser Zustand sich in absehbarer Zeit nicht 
ändern läßt. 

c) Die Kommission hält es aber für sehr erwä- 
genswert, die Mindestdauer des Vorberei- 
tungsdienstes und des darin eingeschlossenen 
Lehrgangs außerhalb des GVG im Wege einer 
bundesrechtlichen Rahmenvorschrift gemäß 
Artikel 75 Nr. 1 GG zu regeln. Eine solche 
Regelung wäre geradezu unabweisbar, wenn 
für andere Berufe (Steuerbeamte) ähnliche 
bundesrechtliche Vorschriften getroffen wer- 
den sollten. , 

d) Unabhängig hiervon ist idie Frage, ob in § 153 
GVG zum Ausdruck gebracht werden soll, daß 
idie Qualität des Urkundsbeamten der Ge- 
schäftsstelle sich an dem Vorbild des mittle- 
ren Justizdienstes orientiert. Die Kommission 
hält das für angebracht, weil es den Begriff 
des UdG verdeutlicht. Zu diesem Zweck 
könnte in § 153 GVG nach Satz 1 folgender 
Satz 2 eingefügt werden: 

„Mit den Aufgaben eines Urkundsbeamten 
der Geschäftsstelle kann betraut werden, wer 
die Prüfung für den mittleren Justizdienst 
bestanden hat; nach näherer Regelung der 
Landesjustizverwaltung kann mit diesen Auf- 
gaben auch betraut werden, wer einen gleich- 
wertigen Wissens- und Leistungsstand auf- 
weist." 

e) Ein darüber hinausgehendes Bedürfnis für ein 
besonderes Urkundsbeamtengesetz besteht 
nicht. 

5. Ausgehend von dem Beschluß der 41. Justizmi- 
inisterkonferenz 1972, den Fragenkomplex UdG 
umfassend zu erörtern, haben Vertreter der Lan- 
desjustizverwaltungen und des BMJ Reformvor- 
ischläge erarbeitet, die dem vorliegenden Entwurf 
im wesentlichen zugrunde liegen. Die Konferenz 
der Justizminister und -Senatoren im Jahre 1974 
hat die erarbeiteten Reformvorschläge zustim- 
mend zur Kenntnis genommen. 
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IV. Zielsetzung und Lösung des Entwurfs 

Der Entwurf will — über die ursprünglichen Vor- 
stellungen der GVR-Kommission hinausgehend — , 
soweit dies durch Regelungen des Bundesrechts 
möglich ist, den vorstehend angesprochenen Gesamt- 
komplex des Rechts des UdG neu regeln, also ins- 
besondere die Fragen der LeitbiMfunktion des mitt- 
leren Dienstes, der Verteilung der Aufgaben des 
UdG auf den mittleren und den gehobenen Dienst, 
der Ausbildung des mittleren Dienstes und der 
Wahrnehmung von Aufgaben des UdG durch Ange- 
stellte. 

Diese Neuregelung kann allerdings insgesamt nur 
gelingen, wenn die vorgeschlagenen bundesrecht- 
lichen Maßnahmen mit Maßnahmen der Länder sach^ 
lieh und zeitlich koordiniert werden. Diese Notwen- 
digkeit ergibt sich einmal aus der bereits erwähn- 
ten engen Verflechtung von Vorschriften des Bun- 
des und der Länder, zum anderen aus dem engen 
Zusammenhang zwischen der Aufgabenzuweisung 
und ider Ausbildung des mittleren Dienstes, die 
wiederum insgesamt für die Leitbildfunktion des 
mittleren Dienstes wesentlich sind. 

1. Leitbildfunktion des mittleren Justizdienstes für 
den UdG 

Der mittlere Justizdienst ist für die Aufgaben 
des UdG speziell ausgebiildet. Ihm kommt somit 
für diese Aufgaben eine Leitbildfunktion zu, die 
bundesgesetzlich zum Ausdruck gebracht wer- 
den sollte. Die Gesetzgebungskompetenz des' 
Bundes für eine solche Bestimmung dürfte nicht 
zweifelhaft sein. Der UdG ist in gleicher Weise 
wie der Richter und der Rechtspfleger ein Organ 
der Rechtspflege. Ebenso wie für den Richter 
durch § 5 DRiG die Befähigung zum Richteramt 
und für den Rechtspfleger durch § 2 RPflG die 
Ablegung der Prüfung für den gehobenen Justiz- 
dienst als Voraussetzung beruflicher Betätigung 
bundesrechtlich vorgeschrieben ist, kann der 
Bunidesgesetzgeber als Voraussetzung für die 
Tätigkeit des UdG .auch die Ablegung der Prü- 
fung für den mittleren Justizdienst — uneinge- 
schränkt oder mit Ausnahmemöglichkeiten — * 
gesetzlich festlegen. Die Kompetenz hierfür ist 
aus Artikel 74 Nr. 1 GG (Gerichtsverfassung) 
herzuleiten. Soweit dabei in § 153 GVG-E die 
Dauer des Vorbereitungsdienstes und des in dem 
Vorbereitungsdienst enthaltenen Fachlehrgangs 
fes'tgelegt wird, ist die Bundeskompetenz in 
erster Linie aus Artikel 75 Nr. 1 GG begründet: 

a) Es handelt sich um eine Rahmenvorschrift, 
weil sie ausfüllungsfähig ist. So sagt siö 
nichts aus sowohl über den fachlichen Inhalt 
des Vorbereitungsdienstes als auch über den 
des Fachlehrgangs. Es bleibt vielmehr den 
Ländern überlassen, diese fachlichen Inhalte 
selbst zu bestimmen. Ferner bleibt offen, an 
welcher Stelle des zwei Jahre dauernden Vor- 
bereitungsdienstes der Fachlehrgang stattfin- 
den soll, ob etwa gleich zu Anfang, in der 
Mitte oder erst gegen Ende des Vorberei- 


tungsdienstes. Ebenfalls bleibt es den Län- 
dern überlassen, ob sie den Fachlehrgang an 
einem Stück in den Vorbereitungsdienst ein- 
bauen oder die vorgesehenen sechs Monate 
in mehrere Teilabschnitte während der Dauer 
des VorbereitungsuiensLes auiLeiien. 

b) Es sind auch die für eine Rahmenvorschrift 
nach Artikel 75 GG erforderlichen Vorausset- 
zungen des Artikels 72 Abs. 2 GG erfüllt: 
Wie bereits dargelegt, ist die Rechtslage hin- 
sichtlich der Ausbildung des UdG in den ein- 
zelnen Bundeslänidern recht verschieden. Die 
nach den bundesrechtlichen Verfahrensgeset-t 
zen einheitlich dem UdG zugewiesenen Auf- 
gaben und die in Artikel 2 Nr, 1 des Ent- 
wurfs vorgesehene Aufgabenverteilung zwi- 
schen UdG und Rechtspfleger erfordern jedoch 
die vorgeschlagenen Rahmenvorschriften aus 
dem Gesichtspunkt des Artikels 72 Abs, 2 
Nr. 3 GG. 

Der Entwurf beschreitet mithin den Weg, die 
Leitbildfunktion des mittleren Justizdienstes 
für die UdG-Tätigkeit durch eine Neufassung 
des § 153 GVG in Anlehnung an § 2 RPflG 
hervorzuheben. Er begnügt sich mit einer aus- 
füllungsfähigen und ausfüllungsbedürftigen 
Rahmenregelung. 

2. Kein Urkundsbeamten- oder Kostenbeamten- 
gesetz 

Es erscheint nicht angezeigt, ein spezielles UdG- 

Gesetz oder für einen Teilbereich der Tätigkeit 

des mittleren Dienstes ein Kostenbeamtengesetz 

zu erlassen. 

a) Für ein UdG-Getz dürfte sich ein Bedürfnis 
nicht begründen lassen. Es fehlt sowohl an 
dem verfassungsrechtlichen Auftrag, der etwa 
den Richtergesetzen zugrunde liegt, als auch 
an der Notwendigkeit einer Bestimmung des 
Aufgabenkreises, wie sie dem Rechtspfleger- 
gesetz eigen ist. Der UdG ist zwar Organ der 
Rechtspflege, aber nicht Richter, sondern Be- 
amter, so daß sich eine statusrechtliche Rege- 
lung nach Art des Richter gesetzes erübrigt, 
weil dafür die allgemeinen Beamtengesetze 
ausreichen. Die Aufgaben des UdG sind — 
anders als die des Rechtspflegers — in den 
Verfahrensgesetzen abschließend aufgeführt. 
Eine Zusammenstellung dieser Aufgaben in 
einem besonderen UdG-Getz hätte isomit rein 
deklaratorische Bedeutung. Es bliebe zwar 
deshalb als Inhalt des UdG-Gesetzes nur eine 
Vorschrift, die nach dem Vorbild des § 2 
RPflG die grundsätzliche Wahrnehmung die- 
ser Aufgaben durch den mittleren Justiz- 
dienst und allenfalls noch die Grundzüge der 
Ausbildung des mittleren Justizdienstes 
regelt. 

Auch die GVR-Kommission hat in ihren Emp- 
fehlungen zur Neuregelung des UdG-Rechts 
das Bedürfnis für ein besonderes UdG-Gesetz 
des Bundes verneint. 
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b) In einem Kostenbeamtengesetz könnte nur 
ein verhältnismäßig geringer Ausschnitt aus 
dem Tätigkeitsbereich des mittleren Dienstes 
unter Wegfall der bisher in den Ländern un- 
terschiedlich geregelten Vorbehalte für den 
gehobenen Justizdienst auf dem Gebiet des 
Kositenrechts geregelt werden. 

Darüber hinaus kommt ein Kostenbeamten- 
gesetz z. Z. auch deshalb nicht in Betracht, 
weil eine Rationalisierung des Gerichtskosten- 
wesens, die unter Umständen auch mit einer 
elektronischen Datenanlage verbunden wer- 
den soll, erwogen wird. Damit wäre eine 
grundlegende Änderung des Gerichtskosten- 
wesens verbunden, so daß die vorherige Ver- 
abschiedung eines Kostenbeamtengesetzes un- 
tunlich wäre. 

c) Die grundsätzliche Leitbildfunktion des mitt- 
leren Justizdienstes für die UdG-Tätigkeit 
kann durch eine Neufassung des § 153 GVG 
hinreichend herausgestedlt werden. Abwei- 
chend von der entsprechenden Vorschrift für 
die Rechtspfleger (§ 2 RPflG) müssen aber für 
den Bereich des UdG Ausnahmen zugelassen 
werden: 

— Um die unentbehrlichen Generalvorbe- 
halte des gehobenen Justizdienstes zu er- 
halten, bedarf es einer Bestimmung, wel- 
che die Wahrnehmung von UdG-Aufgaben 
durch Beamte des gehobenen Justizdien- 
stes ermöglicht (§ 153 Abs. 3 Nr. 1 GVG 
i. d. F. des Artikels 1 des Entwurfs). 

^ — Ferner soll dem Bund und den Landes- 
justizverwaltungen nicht verwehrt wer- 
den, nach dem Vorbild Bayerns auch Be- 
amtenanwärter des gehobenen und des 
mittleren Justizdienstes, Dienstanfänger 
und Beamte des einfachen Dienstes (als 
Aufstiegsbeamte für den mittleren Justiz- 
dienst) eine vorübergehende Zeit als UdG 
zu beschäftigen. Hierfür findet sich ein ge- 
wisses Vorbild in § 2 Abs. 4 RPflG, in 
welcher Vorschrift die vorübergehende Be- 
schäftigung von Referendaren als Rechts- 
pfleger gestattet wird. 

Diese Erwägungen haben zur Aufnahme 
des § 153 Abs. 4 GVG in Artikel 1 des 
Entwurfs geführt. Durch diese Vorschrift 
werden noch nicht die sog. „anderen Be- 
werber" i. S. des § 4 Abs. 3 des Beamten- 
rechtsrahmengesetzes • — d. h. diejenigen 
Bewerber, die nach den Bestimmungen der 
Landesgesetze die erforderliche Befähi- 
gung durch Lebens- und Berufserfahrung 
innerhalb oder außerhalb des öffentlichen 
Dienstes erworben haben und bei denen 
deshalb von Vorbereitungsdienst und Prü- 
fung abgesehen werden kann — • erfaßt. 
Diese anderen Bewerber werden mit ihrer 
Berufung in das Beamtenverhältnis Be- 
amte des mittleren Justizdiehstes mit vol- 
ler Befähigung für alle UdG-Aufgaben und 
müssen daher bei der Neufassung des 


§ 153 GVG gesondert aufgeführt werden 
(§ 153 Abs. 3 Nr. 2 in der Fassung des 
Artikels 1 des Entwurfs). 

— Schließlich muß sichergestellt werden, daß 
geeignete Angestellte mit bestimmten Auf- 
gaben des UdG beauftragt werden können. 
Hierauf kann vorerst nicht verzichtet wer- 
den, weil nicht genügend Beamte des mitt- 
leren Justizdienstes für die UdG-Tätigkeit 
vorhanden sind und eine Änderung die- 
ses Zustandes sich noch nicht abzeichnet. 
Dem Einsatz von Angestellten steht nicht 
entgegen, daß diese nicht über die umfas- 
sende Ausbildung des mittleren Justiz- 
dienstes verfügen. Allerdings muß sicher- 
gestellt werden, daß der Angestellte zur 
Wahrnehmung der UdG-Aufgaben, die 
ihm zugewiesen werden sollen, „geeignet" 
ist, d. h. auf diesem Sachgebiet einen Wis- 
sens- und Leistungsstand aufweist, wie er 
auch dem Beamten des mittleren Justiz- 
dienstes durch den Vorbereitungsdienst 
vermittelt wird (vgl. § 153 Abs. 5 GVG in 
der Fassung des Entwurfs). 

3. Dauer des Vorbereitungsdienstes und des Lehr- 
gangs für den mittleren Justizdienst 

Entsprechend dem Ziel des Entwurfs sollen in 
§ 153 GVG neuer Fassung Vorschriften über die 
Dauer des Vorbereitungsdienstes und eines in 
diesen Vorbereitungsdienst eingeschlossenen 
Fachlehrgangs aufgenommen werden. 

Die Dauer des Vorbereitungsdienstes soll in 
allen Ländern einheitlich sein, weil die Einheit- 
lichkeit der Aufgaben des UdG in allen Ländern 
auch eine Vereinheitlichung der Ausbildungs- 
idauer geboten erscheinen läßt. Als Dauer des 
Vorbereitungsdienstes bietet sich der Zeitraum 
von zwei Jahren an, der jetzt bereits in der 
Mehrzahl der Länder gilt. Diese Länder haben 
mit der zweijährigen Dauer des Vorbereitungs- 
dienstes gute Erfahrungen gemacht und wollen 
'deishalb diese Dauer beibehalten. Die restlichen 
Länder streben einen zweijährigen Vorberei- 
tungsdienst an, sehen sich aber an seiner Ein- 
führung teils durch zwingend entgegenstehendes 
Landesbeamtenrecht, teils durch andere Um- 
stände gehindert, solange der zweijährige Vor- 
bereitungsdienst nicht bundesrechtlich vorge- 
schrieben ist. Eine Verlängerung des Vorberei- 
tungsdienstes über zwei Jahre hinaus wird von 
keiner Landes justiz Verwaltung angestrebt. 

Alle Landesjustizverwaltungen stimmen darin 
überein, daß in dem zweijährigen Vorbereitungs- 
fdienst ein Lehrgang enthalten sein soll. Die Vor- 
stellungen über die zweckmäßige Dauer dieses 
Lehrgangs gehen auseinander; sie reichen von 
drei bis zu sechs Monaten. Es erscheint aber, wie 
in der Einzelbegründung zu § 153 Abs. 2 GVG-E 
näher ausgeführt ist, erforderlich, die Lehrgangs- 
dauer bundesgesetzlich auf sechs Monate festzu- 
setzen. 
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4. Beseitigung der Spezialvorbehalte im Bereich der 
Aufgaben des UdG im engeren Sinne 

Zwar sind die drei Generalvorbehalte der Vor- 
iagezustdiidigkeit, der Zusammenhangszustän- 
digkeit und 4er Notzuständigkeit zugunsten des 
gehobenen Justizdienstes zur Zeit nicht entbehr- 
lich. Doch erscheint es geboten und auch mög- 
lich, die zugunsten des gehobenen Justizdienstes 
bestehenden Spezialvorbehalte dadurch zu be- 
iseitigen, daß die Geschäfte, die für eine Wahr- 
nehmung durch den mittleren Dienst ungeeignet 
sind, dem Rechtspfleger übertragen und etwaige 
Vorbehalte in den Verwaltungsvorschriften der 
Länder für die anderen Geschäfte, die für den 
mittleren Dienst geeignet sind, gestrichen wer- 
den. 

Der Übertragung von solchen schwierigeren 
UdG-Geschäften auf den Rechtspfleger dienen 
die in dem Entwurf vorgesehenen Änderungen 
des Rechtspflegergesetzes. 

a) Aufnahme von Erklärungen zu Protokoll der 
Geschäftsstelle (Rechts antragsistelle) 

Auch bei Berücksichtigung des Umstandes, 
daß auf diesem Sachgebiet durch § 24 RPflG 
ein Teil der Aufgaben bereits nach geltendem 
Recht dem Rechtspfleger übertragen ist, ver- 
bleibt als UdG-Tätigkeit doch noch eine Reihe 
von Aufgaben, die nach § 24 RPflG nicht vom 
Rechtspfleger zu erledigen und dennoch ihrer 
Natur nach für den mittleren Justizdienst un- 
geeignet sind. Das ergibt sich schon daraus, 
daß fast alle Länder einen Teil der UdG- 
Aufgaben auf dem Sachgebiet der Rechtsan- 
tragsstelle, insbesondere die Aufnahme von 
Klagen und Rechtsbehelfen aller Art, dem 
gehobenen Justizdienst Vorbehalten haben. 
Das führt zu dem wenig befriedigenden Er- 
gebnis, daß in der Rechtsantragsstelle der 
Rechtspfleger, der Beamte des gehobenen 
Justizdienstes und der Beamte des mittleren 
Justizdienstes nebeneinander tätig sind. Es 
liegt nahe, diese Dreiteilung wenigstens durch 
eine Zweiteilung zu ersetzen und jedenfalls 
die Aufgaben der Rechts antrags stelle, die sich 
wegen ihrer besonderen Schwierigkeit für 
den mittleren Justizdienst nicht eignen, gene- 
rell zu Rechtspflegeraufgaben zu machen, so 
daß die Rechtsantragsstelle nur noch mit 
Rechtspflegern einerseits und dem Beamten 
des mittleren Justizdienstes andererseits be- 
setzt ist. Die Abgrenzung ist schwierig, weil 
sich kaum generelle Merkmale dafür finden 
lassen, nach denen die Aufteilung zwischen 
Rechtspfleger und UdG überzeugend vorge- 
nommen werden kann. Auch ist zu bedenken, 
daß die Entscheidung, ob die Aufnahme einer 
Erklärung durch den Rechtspfleger erforder- 
lich ist oder ob eine Aufnahme durch den 
UdG (gleich Beamten des mittleren Justiz- 
dienstes) genügt, dem Rechtspfleger verblei- 
ben muß, daß aber insbesondere bei größe- 
ren Gerichten mit besonderer Rechtsantrags- 
stelle es kaum vertretbar ist, auch Personen, 


die lediglich einfache Erklärungen in bereits 
laufenden Sachen zu Protokoll geben wollen, 
über die allgemeine Rechtsantragsstelle zu 
leiten. Dies kann eine erhebliche Verzöge- 
rung bedeuten. Es muß mithin diesen Perso- 
nen vielmehr ermöglicht werden, sich ohne 
zeitraubendes Warten auf der allgemeinen 
Rechtsantragsstelle unmittelbar an den für 
ihre Sache zuständigen Geschäftsstellenbeam- 
ten zu wenden. Zur Behebung dieser Schwie- 
rigkeiten wird vorgeschlagen, die Vorschrift 
des § 24 Abs. 2 RPflG neu zu fassen (Arti- 
kel 2 Nr. 1 des Entwurfs). 

Die Regelung soll ermöglichen, daß einerseits 
der Beamte des mittleren Justizdienstes An- 
träge einfacherer Art, insbesondere solche, 
die laufende Sachen seiner Abteilung betref- 
fen, wie zum Beispiel Anträge auf Termin- 
verlegung, Entschuldigungen von Zeugen, Ge- 
suche um Erteilung eines Vollstreckungsbe- 
scheids und dergleichen, sowie Rechtsbehelfe, 
die nicht begründet werden, ohne „Verschal- 
tung" des Rechtspflegers aufnehmen kann 
und daß andererseits alle Anträge sonstiger 
Art entweder vom Rechtspfleger selbst auf- 
genommen oder von diesem an den Beamten 
des mittleren Justizdienstes abgegeben wer- 
den können, wenn sich herausstellt, daß es 
einer Aufnahme durch den Rechtspfleger nicht 
bedarf. 

b) Zustellungsanträge ausländischer Gerichte 
und Behörden; Entgegennahme eines Gesuchs 
nach dem UN-Übereinkommen vom 20. Juni 
1956 

Schon nach geltendem Recht ist die der Ge- 
schäftsstelle des Amtsgerichts gesetzlich zu- 
gewiesene Ausführung ausländischer Zustel- 
lungsanträge dem Rechtspfleger übertragen. 
Es bietet sich wegen der formellen und ma- 
teriellen Schwierigkeit der Materie an, auch 
die Entgegennahme eines Gesuchs nach dem 
UN-Übereinkommen vom 20. Juni 1956 über 
die Geltendmachung von Unterhaltsansprü- 
chen im Ausland (BGBl. 1959 11 S. 149) dem 
Rechtspfleger zu übertragen. 

c) Festsetzung der Gebühren, Auslagen und 
Auslagenvorschüsse des Pflichtverteidigers, 
des beigeordneten Rechtsanwalts sowie des 
Rechtsanwalts und Patentanwalts ln Armen- 
sachen 

Diese Aufgaben sind wegen ihrer Schwierig- 
keit für die Übertragung auf den mittleren 
Justizdienst weder jetzt noch in Zukunft ge- 
eignet. Nach den im Saarland geltenden Vor- 
schriften kann die Festsetzung der hier in 
Frage stehenden Gebühren und Auslagen 
zwar von Beamten des mittleren Justizdien- 
stes wahrgenommen werden; die im Saarland 
gemachten Erfahrungen stehen aber einer all- 
gemeinen Übertragung auf den mittleren Ju- 
stizdienst entgegen. Es empfiehlt sich daher 
die Übertragung auf den Rechtspfleger. Zu- 
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gleich sollte klargestelit werden, daß es sich 
bei diesen Geschäften um Justizverwaltungs- 
geschäfte handelt, bei denen, der Rechtspfle- 
ger nicht in sachlicher Unabhängigkeit (§ 9 
RPflG) entscheidet. Aus diesem Grunde ist 
die entsprechende Bestimmung als § 29 a in 
den Fünften Abschnitt des Rechtspfiegerge- 
setzes eingefügt (vgl. § 32 RPflG). 

d) Sonstige Aufgaben des UdG 

Bezüglich weiterer Aufgaben des UdG wird 
von den Ländern eine mit diesem Entwurf 
koordinierte, möglichst einheitliche Ausge- 
staltung der Rechtsnormen oder Verwaltungs- 
anordnungen angestrebt. Auf diese Weise 
sollen etwa die Erteilung von Auskünften 
nach § 4 Abs. 1 Buchstabe c der Ausfüh- 
rungsVO zur Grundbuchordnung und nach 
den entsprechenden Vorschriften in Register- 
sachen, die Erteilung von Bescheinigungen 
in Grundbuch- und Registersachen — soweit 
nicht der Rechtspfleger zuständig ist — , und 
die Aufnahme von Vermögensverzeichnis- 
sen bundeseinheitlich dem mittleren Justiz- 
dienst zugewiesen werden. Im Bereich der 
Aufgaben des Kostenbeamten sollte — eben- 
falls möglichst bundeseinheitlich — eine un- 
eingeschränkte Übertragung auf den mitt- 
leren Justizdienst erfolgen. 

V. Sachlicher Geltungsbereich 

Das Gesetz soll zwar auch für den Bereich der 
Arbeitsgerichtsbarkeit gelten (vgl. Artikel 3 des 
Entwurfs), nicht jedoch für die Bereiche der Ver- 
waltungs-, Finanz- und Sozialgerichtsbarkeit. Da der 
Entwurf von einer Aufgaben- und Funktionsvertei- 
lung zwischen dem UdG und dem Rechtspfleger aus- 
geht, würde eine Ausdehnung des sachlichen Gel- 
tungsbereiches des Gesetzes auf diese Gerichtsbar- 
keiten voraussetzen, daß die Institution des Rechts- 
pflegers ebenfalls hierhin übernommen würde. Hier- 
für ist jedoch bisher ein Bedürfnis verneint worden. 
Auch der Entwurf einer Verwaltungsprozeßordnung, 
den der Koordinierungsausschuß zur Vereinheit- 
lichung der VwGO, der FGO und des SGG vorge- 
legt hat, sieht die Institution des Rechtspflegers 
nicht vor. 


VI. Auswirkungen auf Länder- und Bundeshaushalte 

Sechs Ländern entstehen durch die Verlängerung des 
Vorbereitungsdienstes (§ 153 Abs. 2 Satz 1 GVG-E, 
vgl. hierzu die Aufstellung bei A II 2 b) nach deren 
Schätzungen noch Mehrkosten von insgesamt rund 
1 300 000 DM je Jahr. In sieben Ländern dauert der 
Vorbereitungsdienst bereits zwei Jahre; hier ent- 
stehen keine Mehrkosten. 

Die Kosten, die den Ländern durch die Verlängerung 
des Fachiehrgangs (§ 153 Abs. 2 Satz 2 GVG-E 
i. V. m. der Aufstellung bei A II 2 b) entstehen, wer- 
den von diesen mit insgesamt rund 340 000 DM je 
Jahr geschätzt. 


Zwei Bundesländer rechnen auf längere Sicht mit 
Einsparungen bei den Personalkosten von rund 
475 000 DM je Jahr. 

Die Kosten, die das Gesetz verursacht, verringern 
sich insoweit, als die Länder die Dauer des Vorbe- 
reitungsdienstes ohnehin im Laufe der Jahre ver- 
längert hätten (vgl. die Bemerkungen zu Hamburg 
oben bei A II 2 b). 

Dem Bund und den Gemeinden entstehen keine 
Mehrkosten. 


B. Einzelbegründung 

Artikel 1 

Änderung des Gerichtsverfassungsgesetzes 
Zu § 153 Abs. 1 

Diese Vorschrift entspricht wörtlich dem § 153 
Satz 1 GVG des geltenden Rechts. Die Einrichtung 
der Geschäftsstelle und ihre Besetzung bedarf einer 
gesetzlichen Grundlage. Die Bezeichnung „Urkunds- 
beamter der Geschäftsstelle", die in den verschiede- 
nen Verfahrensgesetzen verwendet wird, ist beibe- 
halten worden. 

Zu § 153 Abs. 2 

Die dem § 2 Abs. 1 Rechtspflegergesetz nachgebil- 
dete Vorschrift überträgt die UdG-Tätigkeit den Be- 
amten des mittleren Justizdienstes. Da der Bundes- 
gesetzgeber in den Verfahrensgesetzen dem UdG 
eine Fülle bedeutsamer Aufgaben überträgt, ist er 
auch befugt zu bestimmen, wer diese Aufgaben 
wahrnehmen soll. Zu diesen Aufgaben ist in erster 
Linie der Beamte des mittleren Justizdienstes be- 
rufen, dessen Ausbildung bereits Jetzt ganz auf 
diese Aufgabe ausgerichtet ist. Anders als früher 
ist der Begriff des mittleren Dienstes heute bundes- 
rechtlich festgelegt (vgl. § 11 Abs. 2 BRRG), so daß 
der Bundesgesetzgeber in den Ländern mit einem 
einheitlichen Berufsbild rechnen kann. 

Darüber hinaus scheint es aber geboten, daß der 
Bundesgesetzgeber nicht nur an den vorgegebe- 
nen Begriff des mittleren Dienstes anknüpft, sondern 
auch die Ausbildung dieses Dienstes auf dem Justiz- 
sektor in ihren Grundzügen regelt. Bisher läßt das 
Rahmenrecht den Ländern hinsichtlich der Dauer 
des Vorbereitungsdienstes für den mittleren Justiz- 
dienst weitgehend freie Hand. Das BRRG bestimmt 
in seinem § 14 lediglich, daß die Dauer des Vorbe- 
reitungsdienstes „den Erfordernissen der einzelnen 
Laufbahnen anzupassen" ist. Der danach den Län- 
dern eingeräumte Spielraum hat hinsichtlich der 
Dauer des Vorbereitungsdienstes für den mittleren 
Justizdienst zu erheblichen Unterschieden zwischen 
den einzelnen Ländern geführt (vgl. hierzu oben zu 
All 2 b). 
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Diese erheblichen Unterschiede der Dauer und der 
Ausgestaltung des Vorbereitungsdienstes in den 
einzelnen Ländern sind nicht zu rechtfertigen. Die 
Aufgaben des UdG liegen bundesrechtlich fest; sie 
sind in allen Ländern überwiegend dem mittleren 
.Justizdienst übertragen. Auch die Aufgaben des 
mittleren Justizdienstes auf anderen Gebieten als 
dem der reinen UdG-Tätigkeit (z. B. Justizverwal- 
tung, Kassenangelegenheiten usw.) weisen in den 
einzelnen Ländern nicht so erhebliche Unterschiede 
auf, daß eine so unterschiedliche Ausbildung ge- 
rechtfertigt wäre, wie sie zur Zeit besteht. Die un- 
terschiedliche Ausbildung behindert die Freizügig- 
keit der Beamten während des Vorbereitungsdien- 
stes, sie erschwert auch die Verwendung nach be- 
standener Prüfung in anderen Ländern. Die notwen- 
dige Vereinheitlichung wird am besten durch bun- 
desgesetzliche Regelung herbeigeführt. Die Kom- 
petenz des Bundes für eine solche Regelung ergibt 
sich, wie bereits dargestellt, in erster Linie aus 
Artikel 75 Nr. 1 GG i. V. m. Artikel 72 Abs. 2 GG, 
daneben auch aus Artikel 74 Nr. 1 GG. 

Bei der Bemessung der Dauer des Vorbereitungs- 
dienstes und des darin enthaltenen Lehrgangs war 
zu berücksichtigen, daß dem mittleren Justizdienst 
im Zusammenhang mit der Übertragung richterlicher 
Aufgaben auf den Rechtspfleger eine Reihe von Auf- 
gaben übertragen worden ist, die bisher vom geho- 
benen Justizdienst wahrgenommen wurden, und daß 
ihm in nächster Zeit weitere derartige Aufgaben 
übertragen werden sollen. Das erfordert eine einge- 
hende Ausbildung, für die eine Zeit von insgesamt 
zwei Jahren erforderlich erscheint. Bei der Bemes- 
sung dieser Dauer ist auch zu berücksichtigen, daß 
nach dem jetzigen Stand bereits sieben Länder der 
Bundesrepublik Deutschland einen solchen zweijäh- 
rigen Vorbereitungsdienst eingeführt und damit 
einen gewissen Richtpunkt auch für die übrigen Län- 
der gesetzt haben. 

Die Aufgaben, die dem mittleren Justizdienst über- 
tragen sind oder in Kürze übertragen werden sol- 
len, machen es auch erforderlich, die praktische 
Ausbildung am Arbeitsplatz, einschließlich der da- 
mit verbundenen Begleitkurse, durch einen Fach- 
lehrgang zu ergänzen, wie er in den Ländern be- 
reits eingeführt ist. Die Dauer dieses Fachlehrgangs 
ist nach den Erfahrungen der Vergangenheit zweck- 
mäßig auf etwa ein Viertel des gesamten Vorberei- 
tungsdienstes, bei zweijährigem Vorbereitungs- 
dienst also auf sechs Monate, festzulegen. 

Zu dieser allgemeinen Erwägung kommt noch fol- 
gendes hinzu: Ziel des Gesetzentwurfs ist es, daß 
die Geschäfte des UdG grundsätzlich von Beamten 
des mittleren Dienstes wahrgenommen werden. Der 
Rechtspfleger soll in Zukunft nur noch einige we- 
nige, durch dieses Gesetz genau bestimmte Aufga- 
ben des UdG erledigen. Diese strenge Regelung, die 
der Stellung des UdG als Organ der Rechtspflege 
entspricht, erfordert eine gründliche praktische, 
aber auch theoretische Ausbildung. Hierfür sind 
sechs Monate ausreichend, aber auch erforderlich. 
Dies gilt um so mehr, als, wie im Allgemeinen Teil 
der Begründung zu IV d) ausgeführt ist, die Absicht 
besteht, weitere Aufgaben auf den UdG zu über- 
tragen. 


Die Festlegung der Dauer des Vorbereitungsdien- 
stes auf zwei Jahre und des Fachlehrgangs auf sechs 
Monate entspricht auch den Vorstellungen über die 
Ausbildung des mittleren Dienstes in der Steuer- 
verwaltung (vgl. § 3 Abs. 3 des Steuerbeamten- 
Ausbildungsgesetzes in der Neufassung der Be- 
kanntmachung vom 14. September 1976 — BGBl. I 
S. 2793 — und § 14 Nr. 2 der Ausbildungs- und Prü- 
fungsordnung für die Steuerbeamten (StBAPO) vom 
21. Juli 1977 (BGBl. I S. 1353), wobei die Lage 
des UdG mit dem Beamten des mittleren Dienstes 
in der Steuerverwaltung durchaus vergleichbar ist, 
weil auch der UdG für einen Einsatz an verschie- 
denen Stellen (Zivilgericht, Strafgericht, Abteilun- 
gen der FG, Staatsanwaltschaft, Arbeitsgericht) aus- 
gebildet sein muß. Auch der Entwurf einer Bundes- 
laufbahnverordnung sieht in seinem § 20 diese 
Dauer von Vorbereitungsdienst und fachtheoreti- 
scher Ausbildung vor. 

Zu § 153 Abs. 3 

So erwünscht es nach alledem auch ist, daß die 
Aufgaben des UdG von Beamten des mittleren Ju- 
stizdienstes wahrgenommen werden, so kann doch 
nicht ganz darauf verzichtet werden, auch andere 
Justizbedienstete vorübergehend oder auch für 
einen längeren Zeitraum als UdG einzusetzen. 

Wie bereits in der Allgemeinen Begründung aus- 
geführt wurde, ist neben dem Beamten des mitt- 
leren Justizdienstes auch heute noch der Beamte 
des gehobenen Justizdienstes in mehrfacher Hin- 
sicht als Urkundsbeamter tätig. Wenngleich beab- 
sichtigt ist, dieses Nebeneinander von mittlerem 
und gehobenem Justizdienst in der Geschäftsstellen- 
tätigkeit soweit wie möglich zu beseitigen, so muß 
doch die Möglichkeit, daß auch der Beamte des ge- 
hobenen Justizdienstes als UdG tätig wird, vorerst 
noch offengehalten werden (Absatz 3 Nr. 1). 

§ 153 Abs. 3 Nr. 2 ermöglicht es darüber hinaus, 
mit den Aufgaben eines UdG die Bewerber zu be- 
trauen, die nach den Bestimmungen der Landes- 
gesetze die erforderliche Befähigung durch Lebens- 
und Berufserfahrung innerhalb oder außerhalb des 
öffentlichen Dienstes erworben haben und bei de- 
nen deshalb von Vorbereitungsdienst und Prüfung 
abgesehen werden kann (sog. „andere Bewerber" 
i. S. V. § 4 Abs. 3 des Beamtenrechtsrahmengesetzes). 

Zu § 153 Abs. 4 

Der Bundesgesetzgeber kann und muß sich bei der 
Regelung der Geschäftsstelle und ihrer Besetzung 
auf das von ihm für notwendig erachtete Mindest- 
maß beschränken. 

Das geltende Recht begnügt sich mit der Vorschrift, 
daß bei jedem Gericht eine Geschäftsstelle einge- 
richtet und mit der erforderlichen Zahl von Ur- 
kundsbeamten besetzt wird, und überläßt im übri- 
gen die Geschäftseinrichtung den Justizverwaltun- 
gen. 

Der Entwurf übernimmt in Absatz 1 die Vorschrift, 
daß bei jedem Gericht eine Geschäftsstelle einge- 
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richtet und mit der erforderlichen Zahl von Ur- 
kundsbeamten besetzt wird, bestimmt darüber hin- 
aus aber in Absatz 2 und 3 auch, wer als UdG ein- 
gesetzt werden kann und welche Anforderungen 
dabei zu stellen sind. Der näheren Regelung durch 
den Bund und die Länder kann daher nicht mehr 
wie bisher die Geschäftseinrichtung im ganzen, son- 
dern nur noch die Ausfüllung des durch die Ab- 
sätze 1 bis 3 vom Bundesgesetzgeber nunmehr ab- 
gesteckten Rahmens überlassen werden. 

Dabei war zu berücksichtigen, daß gegenwärtig die 
Länder die Geschäftseinrichtung zwar überwiegend 
durch Verwaltungsvorschriften der Landesjustiz- 
verwaltungen getroffen, daß aber einzelne Länder 
hierfür den Weg der Rechtsnorm gewählt haben, 
z. B. 

Bayern durch Artikel 30 des Bayer. AGGVG in 
Verbindung mit der Verordnung über die Geschäfts- 
stellen der Gerichte und der Staatsanwaltschaften 
vom 31. August 1970 (Bayer. GVBl. S. 344) und 

Saarland durch das AGGVG vom 4. Oktober 1972 
(Amtsbl. Saarland S. 601) in Verbindung mit der 
Verordnung betreffend den Urkundsbeamten der 
Geschäftsstelle vom 2. Januar 1973 (Amtsbl. Saar- 
land S. 65). 

Mit Rücksicht hierauf sind die näheren Vorschriften 
zu Absatz 1 bis 3 des Entwurfs nicht mehr „den 
Landesjustizverwaltungen", sondern „den Ländern" 
überlassen worden, die damit für die näheren Vor- 
schriften zu Absatz 1 bis 3 des Entwurfs nach Maß- 
gabe ihres Landesrechts entweder den Weg der 
Rechtsnorm oder den Weg der Verwaltungsanord- 
nung wählen können. 

Zu § 153 Abs. 5 

In der Allgemeinen Begründung (vgl. oben A II 1 d, 
IV 2 c) wurde bereits dargelegt, daß gegenwärtig 
nicht darauf verzichtet werden kann, Angestellte 
mit Aufgaben des UdG zu betrauen. Wenn der Ent- 
wurf gleichwohl § 153 Abs. 5 als subsidiäre Be- 
stimmung gegenüber § 153 Abs. 2 ausgestaltet, so 
geschieht das mit Rücksicht auf Artikel 33 Abs. 4 
GG, wonach die Ausübung hoheitsrechtlicher Be- 
fugnisse als ständige Aufgabe in der Regel Beam- 
ten zu übertragen ist. 

Es soll außerdem den Justizverwaltungen des Bun- 
des und der Länder nicht verwehrt werden, nach 
dem Vorbild Bayerns auch Beamtenanwärter des ge- 
hobenen und des mittleren Justizdienstes, Dienst- 
anfänger und Beamte des einfachen Dienstes (als 
Aufstiegsbeamte für den mittleren Justizdienst) 
eine vorübergehende Zeit als UdG zu beschäftigen. 
Hierfür findet sich ein gewisses Vorbild in § 2 
Abs. 4 Rechtspflegergesetz, in welcher Vorschrift 
die vorübergehende Beschäftigung von Referenda- 
ren als Rechtspfleger gestattet wird. 

Diesen Notwendigkeiten trägt die Vorschrift des 
Absatzes 5 des Entwurfs Rechnung, die es ermög- 
licht, auch andere Justizbedienstete als die Beam- 
ten des mittleren Justizdienstes mit den Aufgaben 
des UdG zu betrauen. Um zu verhindern, daß dies 
zu einem Qualitätsverlust in der Wahrnehmung der 


UdG-Geschäfte führt, wird ausdrücklich bestimmt, 
daß außer den Beamten des mittleren Justizdienstes 
mit UdG-Aufgaben nur betraut werden kann, wer 
auf dem Sachgebiet, das ihm übertragen werden 
soll, einen Wissens- und Leistungsstand aufweist, 
der dem der Beamten des mittleren Justizdienstes 
gleichwertig ist. Diese Voraussetzung erfordert bei 
der Betrauung von Angestellten sowie von Beam- 
tenanwärtern und ähnlichen Personen mit UdG-Auf- 
gaben eine auf das für sie in Aussicht genommene 
Sachgebiet bezogene sorgfältige Prüfung, ggf. auch 
eine vorherige Einarbeitung in dieses Sachgebiet. 
Die insbesondere bei den Oberlandesgerichten be- 
stehende Übung, Referendare zur Protokollführung 
hinzuzuziehen, wird von dieser bewußt elastisch ge- 
faßten Bestimmung nicht berührt. 

Artikel 2 

Änderung des Rechtspflegergesetzes 
Zu Nummer 1 (§ 24 Abs. 2) 

Mit der Änderung von § 24 Abs. 2 RPflG soll sicher- 
gestellt werden, daß im Bereich der Rechtsantrags- 
stelle dem mittleren Dienst nicht Tätigkeiten zufal- 
len können, die für ihn wegen ihres Schwierigkeits- 
grades ungeeignet sind. Schon nach dem gegenwär- 
tigen Rechtszustand bestehen insbesondere für die 
Aufnahme von Klagen und Rechtsbehelfen aller 
Art in fast allen Ländern Vorbehalte zugunsten des 
gehobenen Dienstes. Das führt zu dem wenig be- 
friedigenden Ergebnis, daß in der Rechtsantrags- 
stelle der Rechtspfleger, der Beamte des gehobenen 
Justizdienstes und der Beamte des mittleren Ju- 
stizdienstes nebeneinander tätig sind. Es liegt nahe, 
diese Dreiteilung wenigstens durch eine Zweitei- 
lung zu ersetzen und die Aufgaben der Rechts- 
antragsstelle, die sich wegen ihrer Schwierigkeit 
für den mittleren Justizdienst nicht eignen, generell 
zu Rechtspflegeraufgaben zu machen, so daß die 
Rechtsantragsstelle nur noch mit Rechtspflegern 
einerseits und dem Beamten des mittleren Justiz- 
dienstes andererseits besetzt ist. 

Die Regelung des Entwurfs soll ermöglichen, daß 
einerseits der Beamte des mittleren Justizdienstes 
Anträge einfacherer Art, insbesondere solche, die 
laufende Sachen seiner Abteilung betreffen, wie 
zum Beispiel Anträge auf Terminsverlegung, Ent- 
schuldigungen von Zeugen, Gesuche um Erteilung 
eines Vollstreckungsbescheides und dergleichen so- 
wie Rechtsbehelfe, soweit sie nicht gleichzeitig be- 
gründet werden, wie das häufig im Mahnverfahren 
geschieht, ohne „Vorschaltung" des Rechtspflegers 
aufnehmen kann und daß andererseits alle Anträge 
sonstiger Art entweder vom Rechtspfleger selbst 
aufgenommen oder von diesem an den Beamten des 
mittleren Justizdienstes abgegeben werden können, 
wenn sich herausstellt, daß es einer Aufnahme durch 
den Rechtspfleger nicht bedarf. 

Bei Streit oder Ungewißheit über die Zuständigkeit 
zwischen Rechtspfleger und UdG wird der Rechts- 
gedanke des § 7 RPflG mit der Maßgabe Anwendung 
zu finden haben, daß der Rechtspfleger entscheidet 
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(so schon für das geltende Recht Herbst in Bassenge/ 
Herbst, FGG/RPflG, 2. Aufl., § 24 RPflG, Anm. 4). 

Zu Nummer 2 (§ 26 RPflG) 

Es handelt sich um eine redaktionelle Berichtigung. 

Zu Nummer 3 (Überschrift zum Fünften Abschnitt) 

Folgeänderung, bedingt durch die Einfügung von 
§ 29 a. 

Zu Nummer 4 (§ 29) 

Durch die Neufassung des § 29 RPflG werden die 
Geschäfte, die im Zusammenhang mit der Entgegen- 
nahme eines Gesuchs stehen, mit dem ein Anspruch 
auf Gewährung von Unterhalt nach dem UN-Über- 
einkommen vom 20. Juni 1956 über die Geltend- 
machung von Unterhaltsansprüchen im Ausland ge- 
macht werden soll, dem Rechtspfleger übertragen. 
Diese Geschäfte werden auch heute schon wegen 
ihrer Schwierigkeit durchweg vom gehobenen 
Dienst wahrgenommen. Nach Artikel 3 Abs. 1 des 
Gesetzes vom 26. Februar 1959 ist für diese Ge- 
schäfte das Amtsgericht zuständig. 

Die Überschrift mußte dem erweiterten Inhalt von 
§ 29 angepaßt werden. 

Zu Nummer 5 (§ 29 a) 

Durch diese Vorschrift sollen die nach § 98 Abs. 1, 
§§ 102, 107 Abs. 2, § 112 Abs. 4 und § 128 Abs. 1 
der Bundesgebührenordnung für Rechtsanwälte vom 
UdG wahrzunehmenden Geschäfte bei der Festset- 
zung der Vergütung und von Auslagenvorschüssen 
des gerichtlich bestellten oder beigeordneten 
Rechtsanwalts sowie der Vergütung des Rechts- 
anwalts in Armensachen dem Rechtspfleger über- 
tragen werden. Diese Aufgaben sind wegen ihrer 
besonderen Schwierigkeit für eine Übertragung auf 
den mittleren Justizdienst nicht geeignet. 

Ähnliches gilt für die Festsetzung der Vergütung 
und von Auslagenvorschüssen des Patentanwalts 
in Armensachen nach § 2 des Gesetzes über die Bei- 
ordnung von Patentanwälten in Armensachen vom 
7. September 1966 (BGBl. I S. 557, 585). Auch hier 
handelt es sich wegen der Verweisung auf die für 
im Armenrecht beigeordneten Rechtsanwälte gel- 
tenden Vorschriften um ein Geschäft des UdG, das 
sich aber wegen seiner Schwierigkeit nicht für eine 
Übertragung auf den mittleren Dienst eignet. 

Ebenso will der Entwurf die Festsetzung der Ver- 
gütung und von Auslagenvorschüssen des im Ar- 
menrecht beigeordneten Vertreters in Patent- und 
Gebrauchsmustersachen nach §§ 7 und 9 des Ge- 
setzes über die Erstattung von Gebühren für im 
Armenrecht beigeordnete Vertreter in Patent- und 
Gebrauchsmustersachen vom 18. Juli 1953 (BGBl. I 
S. 654) dem Rechtspfleger übertragen. Es handelt 
sich ebenfalls um Geschäfte des UdG, da §§ 7 und 9 
des Gesetzes u. a. auf §§ 121 ff. BRAGO verweisen, 
die aber für eine Übertragung auf den mittleren 


Dienst wegen ihrer Schwierigkeit nicht geeignet 
sind. 

Mit der Zuweisung dieser Vorschrift in den Fünf- 
ten Abschnitt des Rechtspflegergesetzcs soll zu- 
gleich verdeutlicht werden, daß es sich bei diesen 
Geschäften um Justizverwaltungstätigkeit handelt 
(vgl. etwa Gerold-Schmidt, BRAGO, 4. Aufl., § 128 
Rdnr. 8), auf welche die §§ 5 bis 11 RPflG nicht an- 
wendbar sind. So entscheidet etwa der Rechtspfle- 
ger im Rahmen des § 29 a nicht in sachlicher Un- 
abhängigkeit; und das Rechtsbehelfsverfahren rich- 
tet sich nicht nach § 11 RPflG, sondern nach den 
einschlägigen Vorschriften in den Gesetzen, auf die 
§ 29 a Bezug nimmt. 

Artikel 3 

Änderung des Arbeitsgerichtsgesetzes 

Die Vorschrift will klarstellen, daß das Gesetz auch 
für den Bereich der Arbeitsgerichtsbarkeit gelten 
soll. Gleichzeitig ist damit gesagt, daß es im Bereich 
der Verwaltungs-, Finanz- und Sozialgerichtsbarkeit 
nicht anzuwenden ist. 

Artikel 4 

Übergangsvorschrift 

Die Ausbildungs- und Prüfungsbestimmungen einer 
Reihe von Ländern erfüllen nicht die Voraussetzun- 
gen des § 153 Abs. 2 GVG in der Fassung dieses 
Entwurfs. Die nach den bisherigen Vorschriften aus- 
gebildeten und noch in der Ausbildung befindlichen 
Beamten könnten nach dem Inkrafttreten dieses 
Gesetzes die Aufgaben des UdG nicht mehr wahr- 
nehmen. Die Übergangsvorschrift soll dieses un- 
erwünschte Ergebnis vermeiden. Sie ist § 33 des 
RPflG nachgebildet. 

Nummer 1 ermöglicht, daß Justizbeamte, die nach 
den bisher geltenden Vorschriften die Prüfung für 
den mittleren Justizdienst bestanden haben oder 
— ohne eine solche Prüfung — nicht nur zeitweilig 
als UdG tätig waren, weiter mit den Aufgaben eines 
UdG betraut werden können. 

Nummer 2 ermöglicht es Anwärtern, die unter be- 
stimmten Voraussetzungen, auch bezüglich der Aus- 
gestaltung des Vorbereitungsdienstes, ihre Berufs- 
wahl getroffen haben, noch nach den alten Vor- 
schriften ihre Ausbildung ohne Nachteile zu be- 
enden. 

Die Ubergangsfrist von drei Jahren ist notwendig, 
um allen Anwärtern, die vor Inkrafttreten des Ge- 
setzes ihre Ausbildung begonnen haben, den Ab- 
schluß zu ermöglichen. 


Artikel 5 

Die Vorschrift enthält die übliche Berlin-Klausel. 
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Artikel 6 

Wegen der Notwendigkeit der Koordinierung des 
Entwurfs mit Maßnahmen der Länder zur Verein- 
heitlichung ihrer Verwaltungsvorschriften und zur 


Umgestaltung der Ausbildung des mittleren Justiz- 
dienstes sowie der Fortbildung bereits im Dienst 
befindlicher Beamten soll das Gesetz erst nach Ab- 
lauf einer weiträumig zu bemessenden Frist in Kraft 
treten. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


1. Zu Artikel 1, § 153 Abs. 2 Satz 1, Abs. 3 Nr. 1 
GVG und Artikel 4 (Übergangsvorschrift) Nr. 1, 2 

a) In Artikel 1 sind 

aa) in § 153 Abs. 2 Satz 1 nach dem Wort 
„Justizdienst“ die Worte „oder für den 
mittleren Dienst bei der Arbeitsgerichts- 
barkeit“, 

bb) in § 153 Abs. 3 Nr. 1 nach dem Wort 
„Rechtspflegerprüfung“ die Worte „oder 
die Prüfung für den gehobenen Dienst bei 
der Arbeitsgerichtsbarkeit“ 

einzufügen. 

b) In Artikel 4 Nr. 1 und 2 sind jeweils nach dem 
Wort „Justizdienst“ die Worte „oder für den 
mittleren Dienst bei der Arbeitsgerichtsbar- 
keit" einzufügen. 

Begründung zua) und b) 

Die Ergänzungen dienen der Klarstellung. Durch 
die Einfügungen wird sichergestellt, daß auch 
künftig die in der Arbeitsgerichtsbarkeit für den 
mittleren und gehobenen Dienst ausgebildeten 
Beamten als Urkundsbeamte Verwendung finden 
können. 

2. Zu Artikel 1, § 153 Abs. 2 Satz 3 — neu — GVG 

In § 153 Abs. 2 ist folgender Satz 3 anzufügen: 

„Bis zu zwei Monate des Fachlehrgangs können 
durch Arbeitsgemeinschaften ersetzt werden.“ 

Begründung 

Durch die Anrechnung der im Rahmen von Ar- 
beitsgemeinschaften durchgeführten dienstbeglei- 
tenden Lehrveranstaltungen kann die fachtheore- 
tische Ausbildung flexibler gestaltet und den ein- 
zelnen Ausbildungsabschnitten angepaßt werden. 
Vorteilhaft für die Verbindung von Theorie und 
Praxis erweist es sich zudem, wenn die fach- 
theoretische Ausbildung die praktische Ausbil- 
dung während der gesamten Vorbereitungszeit 
begleitet und nicht nur auf einen Fachlehrgang 
begrenzt wird. Die Möglichkeit, idiesbezüglich 
noch weitere Erfahrungen zu sammeln, darf nicht 
abgeschnitten werden. Außerdem kann am je- 
weiligen Ausbildungsort das fachtheoretische 
Wissen in Arbeitsgemeinschaften kostengünstiger 
vermittelt werden. 

3. Zu Artikel L § 153 Abs. 3 Nr. 1 a — neu — GVG 

In § 153 Abs. 3 ist folgende Nummer 1 a einzu- 
fügen: 


„la. wer nach den Vorschriften über den Lauf- 
bahnwechsel die Befähigung für die Lauf- 
bahn des mittleren Justizdienstes erhalten 
hat,“. 

Begründung 

Mit den Aufgaben eines Urkundsbeamten der 
Geschäftsstelle sollte auch betraut werden kön- 
nen, wer nach den Vorschriften über den Lauf- 
bahnwechsel einschließlich Aufstieg mit Einfüh- 
rungszeit und Aufstiegsprüfung die Befähigung 
für die Laufbahn des mittleren Justizdienstes er- 
halten hat. Laufbahnbewerber aus anderen Lauf- 
bahnfachrichtungen und Aufstiegsbeamte, die im 
Weg des Laufbahnwechsels in den mittleren 
Justizdienst übernommen worden sind, sollten 
nicht schlechter gestellt werden als andere Be- 
werber im Sinne von § 4 Abs. 3 BRRG. 


4. Zu Artikel 2 Nr. 3 (Überschrift zum Fünften Ab- 
schnitt des RPflG) 

a) In Artikel 2 Nr. 3 sind 

— vorbehaltlich des Ergebnisses der Prüfung 
gemäß dem nachfolgenden Buchstaben b — 

aa) das Wort „internationaler“ durch das 
Wort „internationalen" zu ersetzen und 

bb) die Worte „für Rechtsanwälte“ zu strei- 
chen. 

Begründung 
Zu aa) 

Redaktionelle Richtigstellung. 

Zu bb) 

Die vorgesehene Ergänzung der Überschrift 
zum Fünften Abschnitt um das dem Rechts- 
pfleger übertragene Geschäft „der Festsetzung 
von Vergütungen für Rechtsanwälte“ ist zu 
eng. Nach § 29 a Nr. 2 und 3 (Artikel 2 Nr. 5 
des Entwurfs) soll auch die Festsetzung der 
Vergütung der Patentanwälte und der im 
Armenrecht beigeordneten Vertreter in Pa- 
tent- und Gebrauchsmustersachen dem Rechts- 
pfleger übertragen werden. 


b) Die Bundesregierung wird gebeten, im weite- 
ren Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens zu 
prüfen, ob nicht die Überschrift zum Fünften 
Abschnitt durch Zusammenfassung der dort 
dem Rechtspfleger übertragenen Geschäfte 
unter einen Oberbegriff vereinfacht werden 
kann. 
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5. Zu Artikel 2 Nr. 5 (§ 29 a RPflG) 

§ 29 a ist wie folgt zu fassen: 

„§ 29 a 

Festsetzung von Vergütungen 

Die dem Urkundsbeamten der Geschäftsstelle 
gesetzlich zugewiesene Festsetzung der aus der 
Staatskasse zu gewährenden Vergütung in den 
Fällen, in denen § 98 Abs. 1 oder § 128 Abs. 1 
der Bundesgebührenordnung für Rechtsanwälte 
anzuwenden ist, wird dem Rechtspfleger über- 
tragen.“ 

Begründung 

Der Vorschlag lehnt sich an die Fassung des § 21 
Abs. 1 Nr. 1 RPflG an und erfaßt dadurch nicht 
nur die in § 29 a i. d. F. des Entwurfs genannten 
Festsetzungen, sondern bezieht auch die Fälle des 
§ 36 a Abs. 2 (beige ordneter Rechtsanwalt in 
Scheidungssachen), des § 105 (Verteidiger in Buß- 
geldverfahren) sowie des § 97 Abs. 4 und des 
§ 127 BRAGO (Festsetzung von Vorschüssen) in 
die Übertragung mit ein. 

6. Zu Artikel 3 (Änderung des Arbeitsgerichtsge- 
setzes) und Artikel 4 (Ubergangsvorschrift) 

Artikel 3 ist nach den Eingangsworten wie folgt 
zu fassen: 

,1. § 7 Abs. 1 wird durch folgenden Satz 3 er- 
gänzt: 

„§ 153 Abs. 2 bis 5 des Gerichtsverfassungs- 
gesetzes gilt entsprechend.“ 

2. § 46 Abs. 3 wird wie folgt geändert: 

a) Satz 1 erhält folgende Fassung; 

„Die Vorschriften über die Wahrnehmung 
der Geschäfte bei den ordentlichen Gerich- 
ten durch Rechtspfleger gelten entspre- 
chend. “ 

b) Satz 2 entfällt. 

c) Satz 3 wird Satz 2.' 

In Artikel 4 ist das Wort „Justizbeamte“ durch 
die Worte „Beamte bei den ordentlichen Gerich- 
ten und bei den Gerichten für Arbeitssachen“ zu 
ersetzen. 

Begründung 

An die Stelle der pauschalen Verweisung im 
Arbeitsgerichtsgesetz auf das im Entwurf vorlie- 
gende Gesetz (Artikel 3 § 7 Abs. 1 Satz 3 ArbGG) 
sollte schon aus Gründen der Rechtsklarheit und 
zur Erleichterung bei der praktischen Anwen- 
dung eine präzisere Regelung treten. 

Nummer 1 der zu Artikel 3 vorgeschlagenen Fas- 
sung ersetzt diese Pauschalverweisung. 

Nummer 2 der zu Artikel 3 vorgeschlagenen Fas- 
sung übernimmt die in Artikel 1 Nr. 8 Buch- 
stabe b des Entwurfs eines Gesetzes zur Beschleu- 


nigung und Bereinigung des arbeitsgerichtlichen 
Verfahrens (BT- Drucksache 8/1567) vorgesehene 
Ergänzung des § 9 des Arbeitsgerichtsgesetzes 
und macht damit eine Verweisung auf Artikel 2 
entbehrlich. 

Der Vorschlag zu Artikel 4 erstreckt den unmit- 
telbaren Anwendungsbereich der Übergangsvor- 
schrift auf den Bereich der Arbeitsgerichtsbarkeit 
und stellt eindeutiger klar, daß die Bestimmung 
für die Gerichte der anderen Gerichtsbarkeiten 
als der ordentlichen und der Arbeitsgerichtsbar- 
keit nicht gilt; eine Verweisung im Arbeitsge- 
richtsgesetz auf Artikel 4 wird dadurch entbehr- 
lich. 


7. Zu Artikel 3 a — neu — 

Nach Artikel 3 ist folgender Artikel 3 a einzu- 
fügen: 

„Artikel 3 a 

Sondervorschrift für die Freie und 
Hansestadt Hamburg 

In der Freien und Hansestadt Hamburg gilt 
§ 24 Abs. 2 des Rechtspflegergesetzes mit der 
Maßgabe, daß der Rechtspfleger die dort bezeich- 
neten Anträge und Erklärungen nur dann aufneh- 
men soll, wenn dies wegen des Zusammenhangs 
mit einem von ihm wahrzunehmenden Geschäft, 
wegen rechtlicher Schwierigkeiten oder aus son- 
stigen Gründen geboten ist.“ 

Begründung 

Im Bereich des Rechtsantragsdienstes sind in 
Hamburg die Vorbehalte zugunsten des gehobe- 
nen Justiz dienstes durch die Anordnung über die 
Geschäftsstellen der Gerichte und Staatsanwalt- 
schaften vom 2. Juli 1970 beseitigt worden. Ledig- 
lich die Wahrnehmung des Rechsantragsdienstes 
für Vollzugsanstalten und Heil- oder Pflegean- 
stalten sind weiterhin den Beamten des gehobe- 
nen Justizdienstes Vorbehalten. 

Diese Regelung ist aufgrund besonderer Verhält- 
nisse in Hamburg möglich. Hier bestehen keine 
zentralen Rechtsantragsstellen; vielmehr werden 
die Anträge und Erklärungen bei den einzelnen 
Abteilungen aufgenommen. Der Rechtsantrags- 
dienst umfaßt nur jeweils diejenigen Angelegen- 
heiten, für die die einzelne Abteilung zuständig 
ist. Die Aufgabe wird nur erfahrenen Spitzen- 
kräften des mittleren Justizdienstes übertragen, 
die vor Erreichen dieser dem Eingangsamt des 
gehobenen Dienstes vergleichbaren Spitzenposi- 
tion an einem einjährigen berufsbegleitenden 
Fortbildungslehrgang erfolgreich teilgenommen 
haben müssen. Darüber hinaus werden für diese 
Kräfte gezielte weitere Fortbildungsmaßnahmen 
durchgeführt, die durch die räumliche Nähe und 
die Spezialisierung der Sachbearbeiter besonders 
effektiv gestaltet werden können. Auswirkungen 
auf die Erledigung des gerichtlichen Rechtsan- 
tragsdienstes hat schließlich auch die hier vor- 
handene Konzentration der Rechtsberatung durch 
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Rechtsanwälte, Reditsbeistände und die öffent- 
liche Rechsauskunft- und Vergleichsstelle. 

Durch den neuen Artikel 3 a isoll es ermöglicht 
werden, die aufgrund der besonderen Voraus- 
setzungen in Hamburg sachgerechte und in der 


Praxis erprobte Handhabung beizubehalten. Das 
vom Entwurf angestrebte Ziel, daß die Rechtsan- 
tragstelle künftig nur noch mit Rechtspflegern 
einerseits und Beamten des mittleren Justizdien- 
stes andererseits besetzt ist, wird dadurch nicht 
in Frage gestellt. 
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Anlage 3 


Gegenäußerung der Bundesregierung zu 


Zu 1. a) und b) (Artikel 1, § 153 Abs. 2 Satz 1, 
Abs. 3 Nr. 1 GVG und Artikel 4 
[Übergangsvorschrift Nr. 1, 2]) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag des 
Bundesrates zu. 

Zu 2. (Artikel 1, § 153 Abs. 2 Satz 3 — neu — GVG) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag des 
Bundesrates nicht zu. 

Aus den in der Einzelbegründung zu § 153 Abs. 2 
GVG ausführlich dargestellten Erwägungen hält es 
die Bundesregierung für unerläßlich, daß die Beam- 
ten des mittleren Justizdienstes fachtheoretisch 
ebenso lange ausgebildet werden wie die Steuer- 
beamten der mittleren Laufbahn und wie — in Zu- 
kunft — alle mittleren Beamten des öffentlichen 
Dienstes. Der Gesetzentwurf hindert im übrigen die 
Länder nicht daran, Arbeitsgemeinschaften einzu- 
richten oder fortzuführen; Arbeitsgemeinschaften 
können einen fachtheoretischen Lehrgang jedoch 
nicht ersetzen. Wenn der Bundesrat in seiner Be- 
gründung zu seinem Beschluß darauf hinweist, es 
habe sich für die Verbindung von Theorie und 
Praxis als vorteilhaft erwiesen, wenn 'die fachtheo- 
retische Ausbildung die praktische Ausbildung wäh- 
rend der gesamten Vorbereitungszelt begleite und 
nicht nur auf einen Fachlehrgang begrenzt wer- 
de, so ist dem entgegenzuhalten, daß es den Län- 
dern freisteht, den sechsmonatigen Fachlehrgang 
in mehrere, zeitlich voneinander getrennte Ab- 
schnitte über die gesamte Dauer des zweijährigen 
Vorbereitungsdienstes zu teilen. 

Zu 3. (Artikel 1, § 153 Abs. 3 Nr. 1 a — neu— GVG) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag des 
Bundesrates zu. 

Zu 4. (Artikel 2 Nr. 3 (Überschrift zum Fünften Ab- 
schnitt des Rechtspflegergesetzes) 

Zu a) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag des 
Bundesrates zu. 


der Stellungnahme des Bundesrates 


Zu b) 

Die Bundesregierung wird die Anregung des Bun- 
desrates im weiteren Gesetzgebungsverfahren prü- 
fen. Das Anliegen des Bundesrates erscheint ihr 
vom Grundsatz her gerechtfertigt. 


Zu 5. (Artikel 2 Nr. 5 — § 29 a RPflG — ) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag des 
Bundesrates zu. 


Zu 6. (Artikel 3 — Änderung des Arbeitsgerichts- 
gesetzes — ) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag des 
Bundesrates nicht zu. 

Die vorgeschlagenen Änderungen berücksichtigen 
einige Besonderheiten in der Arbeitsgerichtsbarkeit 
nicht. So etwa gilt § 46 des Arbeitsgerichtsgesetzes 
nur für den ersten Rechtszug. 

Die Bundesregierung wird aber im weiteren Gesetz- 
gebungsverfahren eine Neuformulierung für den Ar- 
tikel 3 vorlegen, die dem Anliegen des Bundesrates 
Rechnung trägt. 


Noch zu 6. (Artikel 4 — Übergangsvorschrift — ) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag des 
Bundesrates zu. 


Zu 7. (Artikel 3 a — neu — ) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag des 
Bundesrates nicht zu. 

Eines der Ziele des Gesetzentwurfs ist es, die Tätig- 
keiten des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle von 
denen des Rechtspflegers bundeseinheitlich abzu- 
grenzen. Diese von Bund und Ländern gleicher- 
maßen erstrebte Bundeseinheitlichkeit würde durch 
eine Sondervorschrift für die Freie und Hansestadt 
Hamburg nicht unerheblich beeinträchtigt. 
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